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FuRnoten

) [GemaR Bekanntmachung.vom29:November 2022 (Brem.GBI. S. 865) wird folgende
Entscheidungsformel aus dem\Urteil des Oberverwaltungsgerichts der Freien
Hansestadt Bremen vom 16: Dezember 2020 — OVG: 2 D 291/19 - vertffentlicht:
LArtikel 1 der Verordnung, zur Anderung der Bremischen Beihilfeverordnung vom
21.05.2019, verkundet.am 18.06.2019, (Brem.GBI. 2019, S. 444 - 506) wird insoweit
fur unwirksam erklart, als § 4j BremBVO die bisherige Beihilfe fur vollstationare
Pflege gemal’ 8§ 4d Abs. 2 BremBVO a.F. ersetzt.”]

§1
Geltungsbereich, Zweckbestimmung und Rechtsnatur

(1) Diese Verordnung gilt fir Beamte und Versorgungsempfanger der Freien Hansestadt
Bremen, der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven und der sonstigen der Aufsicht
des Landes und der Stadtgemeinden unterstehenden Korperschaften, Anstalten und

Stiftungen des o6ffentlichen Rechts. Sie gilt fir bremische Richter und Richter im
Ruhestand entsprechend.
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(2) Diese Verordnung regelt die Gewahrung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und
Geburtsfallen, zur Gesundheitsvorsorge, bei MalRnahmen zur Fritherkennung von
Krankheiten sowie anlésslich eines Schwangerschaftsabbruchs und einer Sterilisation.

(3) Die Beihilfe erganzt die bei Beamten, Richtern und Versorgungsempfangern aus den
laufenden Bezligen zu bestreitende Eigenvorsorge. Auf die Beihilfe besteht ein
Rechtsanspruch. Der Anspruch kann nicht abgetreten, verpfandet oder gepfandet werden;
er ist nicht vererblich; jedoch ist die Pfandung durch einen Forderungsgléaubiger bezuglich
des fur seine Forderung zustehenden und noch nicht ausgezahlten Betrages einer Beihilfe
zulassig.

§1a
Beihilfeberechtigte Personen

(1) Beihilfeberechtigt sind

1. Beamte und Richter,

2. Ruhestandsbeamte und Richter im Ruhestand sowie frihere Beamte und Richter, die
wegen Dienstunfahigkeit oder Erreichens der Altersgrenze entlassen worden sind,

3.  Witwen und Witwer, sowie die Kinder (8 23 des Beamtenversorgungsgesetzes) der
unter den Nummern 1 und 2 bezeichneten Personen,

solange sie Dienstbeziige, Anwarterbeziige, Ausbildungsbeihilfe, Ruhegehalt, Witwengeld,
Witwergeld, Waisengeld oder Unterhaltsbeitrag erhalten oder nur deshalb nicht erhalten,
weil Versorgungsbeziige wegen Anwendung von Ruhens- oder Anrechnungsvorschriften
(z.B. 8 22 Abs. 1, 88 53 und 54 des Beamtenversorgungsgesetzes) nicht gezahlt werden.

(2) Keine Beihilfen erhalten

1. Ehrenbeamte und ehrenamtliche Richter,
2. Beamte und Richter, die auf Zeit fir weniger als ein Jahr beschaftigt werden, es sei
denn, dass sie insgesamt mindestens ein Jahr ununterbrochen im o6ffentlichen Dienst

tatig sind,

3. die nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 beihilfeberechtigten Personen fir die Dauer einer
Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst, die zum Bezug von Beihilfen berechtigt,

4. Halbwaisen, wenn der lebende Elternteil oder der Ehegatte selbst beihilfeberechtigt
ist und Anspriiche auf Beihilfen zu den Aufwendungen fir die Halbwaise hat,
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5. Beamte und Richter und Versorgungsempfanger, denen Leistungen nach § 27 des
Gesetzes Uber die Rechtsverhéltnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages,
nach 8§ 11 des Europaabgeordnetengesetzes oder nach entsprechenden
landesrechtlichen Vorschriften zustehen.

(3) Die in den bremischen Dienst abgeordneten Beamten erhalten Beihilfen nach diesen
Vorschriften; Vereinbarungen der beteiligten Dienstherren tber einen Ausgleich der
gewahrten Leistungen bleiben unberihrt.

(4) Beim Zusammentreffen mehrerer Beihilfeberechtigungen auf Grund beamtenrechtlicher
Vorschriften schliel3t eine Beihilfeberechtigung

1. aus einem Dienstverhéltnis die Beihilfeberechtigung aus einem Rechtsverhaltnis als
Versorgungsempfanger,

2. auf Grund eines neuen Versorgungsbezugs die Beihilfeberechtigung auf Grund
friherer Versorgungsbezige

aus.

(5) Die Beihilfeberechtigung nach anderen als beamtenrechtlichen Vorschriften geht der
Beihilfeberechtigung aus einem Rechtsverhaltnis als Versorgungsempfanger vor.

(6) Die Beihilfeberechtigung auf Grund beamtenrechtlicher Vorschriften schlief3t die
Berucksichtigungsfahigkeit als Angehoriger aus. Die Beihilfeberechtigung nach anderen
als beamtenrechtlichen Vorschriften geht der Berlicksichtigungsfahigkeit als Angehdoriger
vor.

(7) Der Beihilfeberechtigung.nach beamtenrechtlichen Vorschriften steht der Anspruch auf
Fursorgeleistungen nach.8 27 des Gesetzes Uber die Rechtsverhaltnisse der Mitglieder
des Deutschen Bundestages, § 11 des Europaabgeordnetengesetzes oder
entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften, nach § 78 des Bundesbeamtengesetzes
gegen die Deutsche Bundesbahn oder entsprechenden kirchenrechtlichen Vorschriften
gleich.

(8) Eine Beihilfeberechtigung nach anderen als beamtenrechtlichen Vorschriften ist
gegeben, wenn ein Anspruch auf Beihilfe auf Grund privatrechtlicher Rechtsbeziehungen
nach einer den Beihilfevorschriften des Landes im wesentlichen vergleichbaren Regelung
besteht.

Seite 3 von 61



§2
Beihilfefalle

(1) Beihilfefahig sind Aufwendungen, die erwachsen

1. in Krankheitsfallen und bei Mal3nahmen zur Friherkennung von Krankheiten

a) fur den Beihilfeberechtigten selbst,

b) fir den nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten,

c) fir die nach Absatz 2 zu bertcksichtigenden Kinder;

2. in Geburtsfallen

a) einer Beihilfeberechtigten,

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau des Beihilfeberechtigten,

c) der nicht selbst beihilfeberechtigten Mutter.fur ein nichteheliches Kind des
Beihilfeberechtigten,

d) einer nach Absatz 2 zu bertcksichtigenden Tochter des Beihilfeberechtigten;

3. fur Schutzimpfungen

a) des Beihilfeberechtigten,

b) seines nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten,

c) eines nach Absatz 2 zu beriicksichtigenden Kindes;

4. in Fallen des Schwangerschaftsabbruchs

a) der Beihilfeberechtigten,

b) der nicht selbst beihilfeberechtigten Ehefrau des Beihilfeberechtigten,

c) einer nach Absatz 2 zu berucksichtigenden Tochter;

Seite 4 von 61



5. in Fallen der Sterilisation

a) des Beihilfeberechtigten,

b) des nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten des Beihilfeberechtigten,

c¢) eines nach Absatz 2 zu berlcksichtigenden Kindes.

(2) Beihilfen zu Aufwendungen nach Absatz 1 werden nur fir nicht selbst
beihilfeberechtigte im Familienzuschlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz
bericksichtigungsfahige Kinder und Enkelkinder des Beihilfeberechtigten gewahrt.

Nicht bertcksichtigt werden Aufwendungen fur

1. Enkelkinder, die der Beihilfeberechtigte nicht in seinem Haushalt aufgenommen hat
oder fur deren Unterhalt vorrangig eine andere Person'gesetzlich verpflichtet ist,

2. Kinder, bei denen nach Vollendung des 27. LLebensjahres wegen koérperlicher,
geistiger oder seelischer Behinderung Erwerbsunfahigkeit eingetreten ist; wenn diese
schon vorher besteht, werden die Aufwendungen fur Kinder, die das 18. Lebensjahr
vollendet haben, nur in den Fallen dauernder Erwerbsunféahigkeit beriicksichtigt.

Ist ein Kind bei mehreren Beihilfeberechtigten im Familienzuschlag
beriicksichtigungsfahig, so sind.die Aufwendungen fur das Kind von dem
Beihilfeberechtigten geltend zu machen; dem auch der entsprechende Familienzuschlag
gewahrt wird. Ist ein beriicksichtigungsfahiges Kind zugleich Ehegatte eines
Beihilfeberechtigten, so sind die:’Aufwendungen von diesem geltend zu machen.

(3) Berucksichtigungsfahige Familienangehdrige, die bei Zuwendungsempfangern tatig
sind, die zu mehr als 50 vom Hundert aus 6ffentlichen Mitteln unterhalten werden und das
Beihilferecht des Bundes oder eines Landes anwenden, gehdren nicht zu den selbst
beihilfeberechtigten Personen im Sinne der Abséatze 1 und 2.

(4) Beihilfen werden nicht gewahrt fir Aufwendungen von

1. Geschwistern des Beihilfeberechtigten oder seines Ehegatten,

2. Ehegatten und Kinder beihilfeberechtigter Waisen.
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§3
Begriff der beihilfefahigen Aufwendungen

(1) Beihilfefahig sind die notwendigen Anwendungen in angemessenem Umfang

1. in Krankheitsfallen

zur Wiedererlangung der Gesundheit, zur Besserung oder Linderung von Leiden, fur
die Beseitigung oder zum Ausgleich angeborener oder erworbener Kérperschaden,

2. in Pflegeféllen,

3. bei MalBnahmen zur Friherkennung von Krankheiten,
4. in Geburtsfallen,

5. fur Schutzimpfungen,

6. in Fallen des Schwangerschaftsabbruchs,

7. in Fallen der Sterilisation

nach MalRgabe der folgenden Vorschriften:

(2) Uber die Notwendigkeit und‘die Angemessenheit der Aufwendungen entscheidet die
Festsetzungsstelle. Die Angemessenheit der Aufwendungen fir arztliche, zahnarztliche
und psychotherapeutische Leistungen beurteilt sich ausschlie3lich nach dem
Gebiihrenrahmen der Gebiihrenordnungen fir Arzte, Zahnarzte sowie fir Psychologische
Psychotherapeuten und Kinder-.und Jugendlichenpsychotherapeuten. Soweit keine
begrindeten besonderen Umstande vorliegen, kann nur eine Gebluhr, die den
Schwellenwert der Gebihrenrahmen nicht Gberschreitet, als angemessen angesehen
werden. Die Festsetzungsstelle kann bei Zweifel Giber die Notwendigkeit und die
Angemessenheit der Aufwendungen ein Gutachten des Amts- oder Vertrauensarztes (-
zahnarztes) einholen.

(3) Sach- und Dienstleistungen und gesetzlich vorgesehene Zuzahlungen und
Kostenanteile sowie Aufwendungen fiir von der gesetzlichen Krankenversicherung
ausgeschlossene Arznei-, Hilfs- und Heilmittel sind nicht beihilfefahig. Als Sach- und
Dienstleistungen gelten auch Festbetrage fir Arznei-, Verband- und Hilfsmittel nach dem
Funften Buch Sozialgesetzbuch, die Kostenerstattung bei kieferorthopadischer
Behandlung, bei hauslicher Krankenpflege, bei Haushaltshilfe und anstelle einer Sach-
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und Dienstleistung gewahrte Geldleistungen bei Hilfsmitteln. Den Sach- und
Dienstleistungen gleichgestellt werden Aufwendungen, die darauf beruhen, dal3 eine
zustehende Leistung nicht als solche in Anspruch genommen worden ist. Das gilt auch fur
eine anstelle von Sach- und Dienstleistungen nach § 13 Abs. 2 und 8§ 64 Abs. 1 des
Funften Buches Sozialgesetzbuch gewéahrte Kostenerstattung.

(4) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen, die zu einem Zeitpunkt entstanden sind,

1. in dem der Beihilfeberechtigte noch nicht oder nicht mehr zudenin§ 1 a
bezeichneten beihilfeberechtigten Personen gehorte oder ohne Genehmigung
schuldhaft dem Dienst ferngeblieben war,

2. indem die betreffende Person nicht nach 8§ 2 bertcksichtigungsfahig war,

3. indem der Beihilfeberechtigte ohne Beziige beurlaubt war; die Aufwendungen
konnen berucksichtigt werden, wenn das dienstliche Interesse an der Beurlaubung
vor Antritt des Urlaubs schriftlich anerkannt war.

Die Aufwendungen gelten als entstanden in demZeitpunkt, in dem die sie verursachenden
Umstande eingetreten sind.

(5) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen

1. eines Versorgungsempfangers (8 1.a Abs. 1 Nr. 2 und 3), der aul3erhalb des
offentlichen Dienstes berufstéatig Ist,

2. des nicht selbst beihilfeberechtigten berufstatigen Ehegatten eines
Beihilfeberechtigten (§ 2 Abs.. 1 Nr. 1 Buchstabe b), wenn der Krankheitsfall
Uberwiegend in einem urséchlichen Zusammenhang mit der Berufstétigkeit steht.

(6) Beihilfefahig sind die‘in den 88 4 bis 5 und 88 7 bis 9 genannten Aufwendungen, die fur
den nicht selbst beihilfeberechtigten Ehegatten entstanden sind, wenn der Gesamtbetrag
der nachzuweisenden Einkinfte (8 2 Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) des
Ehegatten im Kalenderjahr vor der Stellung des Beihilfeantrages 10 000 Euro nicht
ubersteigt. Sofern sich jedoch die Einkiinfte im Jahr der Antragstellung verringert haben,
wird auf einen spatestens drei Monate nach Ablauf des entsprechenden Kalenderjahres zu
stellenden Antrag die Beihilfe unter Zugrundelegung der nachgewiesenen reduzierten
Einklinfte neu berechnet, wenn dies gunstiger ist.

(7) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen fiir die personliche Tatigkeit eines nahen
Angehdrigen bei einer Heilmal3nahme; nahe Angehdérige sind Ehegatte, Kinder, Eltern,
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Grol3eltern, Enkelkinder, Schwiegerséhne, Schwiegertdchter, Schwéager, Schwégerinnen,
Schwiegereltern und Geschwister des Beihilfeberechtigten oder bertucksichtigungsfahigen
Angehdrigen. Kosten, die dem behandelnden Angehérigen im Einzelfall, z.B. fur
Materialien, Stoffe und Medikamente, entstehen und deren Geldwert nachgewiesen ist,
sind im Rahmen dieser Vorschriften beihilfefahig.

(8) Steht dem Beihilfeberechtigten oder einem berucksichtigungsfahigen Angehérigen
Heilfirsorge, Krankenhilfe, Geldleistung oder Kostenerstattung auf Grund von
Rechtsvorschriften oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen zu, so sind Aufwendungen
im Rahmen dieser Verordnung nur insoweit beihilfefahig, als sie Uber die danach im
Einzelfalle in voller Hohe gewdahrten Leistungen hinausgehen. Bei.der Versorgung mit
Zahnersatz und Zahnkronen gilt der nach 8 55 Abs. 1 des Funften Sezialgesetzbuch auf
65 vom Hundert erhéhte Zuschuss als gewahrte Leistung. Sind zustehende Leistungen
nicht in Anspruch genommen worden, so sind sie gleichwohlsbei der Beihilfefestsetzung zu
bertucksichtigen. Hierbei sind Aufwendungen fur Heil- und Verbandmittel in voller Hohe,
andere Aufwendungen, deren fiktiver Leistungsanteil nicht nachgewiesen wird oder
ermittelt werden kann, in Hohe von 50 vom Hundert als zustehende Leistung anzusetzen.

(9) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen insoweit, als Schadenersatz von einem Dritten
erlangt werden kann oder hatte erlangt werden kdnnen oder die Anspriiche auf einen
anderen Ubergegangen oder Ubertragen warden sind.

(10) Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen, die bereits auf Grund eines vorgehenden
Beihilfeanspruchs (8 1 a Abs. 5 und 6 Satz 2) beihilfeféahig sind.

§4
Beihilfefahige Aufwendungen in Krankheitsféllen

(1) Die beihilfefahigen Aufwendungen umfassen die Kosten fiir

1. arztliche, zahnarztliche und psychotherapeutische Leistungen; ausgenommen sind
Begutachtungen; die weder im Rahmen einer Behandlung noch bei der Durchfihrung
dieser Verordnung vorgenommen werden. Voraussetzungen und Umfang der
Beihilfefahigkeit von Aufwendungen fir psychotherapeutische Behandlungen
bestimmen sich nach Anlage 1, von Aufwendungen fur zahnarztliche und
kieferorthopadische Leistungen nach Anlage 2.

2. vollstationare und teilstationare Krankenhausleistungen nach der
Bundespflegesatzverordnung bis zur Hohe der Kosten fur allgemeine

Krankenhausleistungen (8 2 Abs. 2 der Bundespflegesatzverordnung) in Form von

a) Fallpauschalen und Sonderentgelten (8 11 Bundespflegesatzverordnung),
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b) tagesgleichen Pflegesatzen (Abteilungspflegesatze, Basispflegesatze,
teilstationére Pflegesatze - § 13 Bundespflegesatzverordnung -),

c) Betragen anstelle von Pflegesatzen (8 14 Abs. 5 Satz 4
Bundespflegesatzverordnung),

d) Entgelten fur Modellvorhaben (8§ 26 Bundespflegesatzverordnung)

sowie vor- und nachstationare Krankenhausleistungen (8 115 a des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch), es sei denn, dal3 8§ 4 a oder 5 anzuwenden sind. Bei der
Behandlung in einem Krankenhaus, das die Bundespflegesatzverordnung nicht
anwendet, gilt Satz 1 entsprechend; die Aufwendungen sind hochstens bis zu dem
Betrag beihilfefahig, der bei Behandlung in einem stadtischen Krankenhaus der
Stadtgemeinde Bremen oder Bremerhaven beihilfefahig wére,

2. a) Unterkunft, wenn ein anderer Ort fur eine notwendige, ambulante Behandlung,
Untersuchung u. dgl. aufgesucht werden mul3, bis zum Hochstbetrag von 26 Euro
taglich. Ist die Begleitung durch eine andere Person notwendig (z.B. bei Kindern,
schwerbehinderten Menschen), so sind deren Kosten fur Unterkunft bis zum
Hochstbetrag von 26 Euro taglich beihilfefahig. Wird bei einer Heilbehandlung
(Nummer 8) eine Heimunterbringung erforderlich, sind die Kosten fur Unterkunft und
Verpflegung bis zum Hochstbetrag'von 9 Euro beihilfefahig. Die Vorschrift findet in
den Féllen des § 4 a Abs. 6 und'9.und im Falle einer Kur keine Anwendung.

3. Erste Hilfe,

4. eine nach arztlicher Bescheinigung notwendige vortubergehende hausliche
Krankenpflege (Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung), die Grundpflege
muf3 Gberwiegen. Daneben sind Aufwendungen fur Behandlungspflege beihilfefahig.
Die Kosten fur eine Pflege durch nahe Angehdrige (8 3 Abs. 7) oder im Haushalt des
Beihilfeberechtigten tatige Personen sind - mit Ausnahme der Fahrkosten (Nummer
10) - nicht beihilfefahig. Bei nahen Angehorigen, die wegen Ausiibung der Pflege eine
mindestens halbtagige Erwerbstatigkeit aufgeben und dadurch einen Ausfall an
Arbeitseinkommen erleiden, kann eine fir die Pflege gewahrte Vergutung bis zur
Hohe des Ausfalles an Arbeitseinkommen als beihilfefahig beriicksichtigt werden. Fir
den Ehegatten und die Eltern eines Pflegebediirftigen ist eine fur die Pflege gezahlte
Vergitung nicht beihilfefahig. Aufwendungen nach den Satzen 1 bis 4 sind insgesamt
beihilfefahig bis zur Hohe der durchschnittlichen Kosten einer Pflegekraft
(Vergutungsgruppe Kr. V der Anlage 1 b zum Bundes- Angestelltentarifvertrag).
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eine Familien- und Haushaltshilfe bis zum Betrage von 6 Euro stindlich, jedoch nicht
mehr als 36 Euro taglich, wenn die Weiterfihrung des Haushalts eines
Beihilfeberechtigten wegen stationarer Unterbringung (Nummer 2, 84 a, 8§ 5Abs. 1, §
8 a Abs. 3 Nr. 2und 8 9 Abs. 1 Nr. 4) des den Haushaltsfiihrenden, nicht oder nur
geringfugig erwerbstatigen bertcksichtigungsfahigen Familienangehdrige oder
Beihilfeberechtigten - ausgenommen Alleinerziehende - nicht moglich ist, und eine
andere im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiterfiihren kann. Gleiches
gilt fir die erste Woche nach Ende der stationaren Unterbringung. Voraussetzung ist,
dal3 der Beihilfeberechtigte selbst pflegebedirftig ist oder im Haushalt mindestens ein
Kind unter 15 Jahren oder ein pflegebedirftiger berticksichtigungsfahiger Angehdriger
lebt. Nummer 4 Séatze 3 und 4 gilt entsprechend. Werden anstelle der Beschéaftigung
einer Familien- oder Haushaltshilfe Kinder unter 15 Jahren oder pflegebedurftige
bericksichtigungsfahige Personen in einem Heim oder in einem fremden Haushalt
untergebracht, so sind die Kosten der Unterbringung insgesamt bis zu den
obengenannten Betragen beihilfefahig. Die Kosten. fir eine Unterbringung im
Haushalt eines nahen Angehdrigen (8 3 Abs. 7) sind mit Ausnahme der Fahrtkosten
(Nummer 10) nicht beihilfefahig. Kann der Haushalt beim Tode des den Haushalt
allein fuhrenden Elternteils (8 2 Abs. 1 Nr, 1 Buehstabe a und b) nicht durch eine
andere im Haushalt lebende Person weitergefuhrt werden, sind die Aufwendungen
bis zur Dauer von sechs Monaten beihilfefahig. In Ausnahmeféllen kann diese Frist
mit Zustimmung der Festsetzungsstelle auf ein Jahr verlangert werden. 8 4 Abs. 1 Nr.
4 Satz 3 und 4 gelten entsprechend., Voraussetzung ist, dass im Haushalt mindestens
ein Kind unter 15 Jahren lebt.

die vom Arzt oder Zahnarzt.ber Leistungen nach Nummer 1 verbrauchten oder nach
Art und Umfang schriftlich verordneten Arzneimittel, Verbandmittel und dergleichen,
abzuglich eines Betrages von.6 Euro fir jedes verordnete Arznei- und Verbandmittel,
jedoch nicht mehr als die.Kesten des Mittels. MalRgebend fir den Abzugsbetrag ist
der Apothekenahgabepreis der jeweiligen Packung (Einheit). Bei Aufwendungen fir
Personen bis zur'Vollendung des achtzehnten Lebensjahres sowie Empfanger von
Versorgungsbezigen mit Bezigen bis zur Hohe des Mindestruhegehaltes (8 14 Abs.
4 Beamtenversorgungsgesetz) ist der Betrag nach Satz 1 nicht abzusetzen. Nicht
beihilfefahig sind Aufwendungen fur

a) wissenschaftlich nicht anerkannte Arzneimittel; § 4 Abs. 2 gilt entsprechend,

b) Mittel, die geeignet sind, Guter des taglichen Bedarfs zu ersetzen,

c)
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Arzneimittel zur Anwendung bei Erkaltungskrankheiten und grippalen Infekten
einschliel3lich der bei diesen Krankheiten anzuwendenden Schnupfenmittel,
Schmerzmittel, hustendampfenden und hustenldsenden Mittel fir Personen, die
das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben,

d) Mund- und Rachentherapeutika ausgenommen bei Pilzinfektionen,

e) Abfuhrmittel, ausgenommen bei erheblichen Grunderkrankungen,

f)  Arzneimittel gegen Reisekrankheit,

g) Arzneimittel, die ihrer Zweckbestimmung nach Ublicherweise bei geringfligigen
Gesundheitsstorungen verordnet werden, nach dem Arzneimittelgesetz nicht
anerkannte Mittel, sowie unwirtschaftliche Arzneimittel,

h) Arzneimittel, die Uberwiegend zur Behandlung der erektilen Dysfunktion, der
Anreizung sowie Steigerung der sexuellen Potenz, zur Raucherentwdhnung, zur
Abmagerung oder zur Zugelung des Appetits, zur Regulierung des
Korpergewichts oder zur Verbesserung des Haarwuchses dienen,

eine vom Arzt oder von der Gesundheitsbehdrde schriftlich angeordnete Entseuchung
und die dabei verbrauchten Stoffe;,

eine vom Arzt schriftlich verordnete Heilbehandlung und die dabei verbrauchten
Stoffe. Zur Heilbehandlung gehdren auch arztlich verordnete Bader, Massagen,
Bestrahlungen, Krankengymnastik, Bewegungs-, Beschaftigungs- und
Sprachtherapie; diesgilt nicht fir Saunabader und das Schwimmen in Mineral- oder
Thermalbadern au3erhalb einer Sanatoriumsbehandlung (8 5) oder einer Heilkur (8
6). Die Heilbehandlung muss von einem Beschéaftigungs- und Arbeitstherapeuten,
Ergotherapeuten, Physiotherapeuten, Krankengymnasten, Logopaden, Podologen,
Masseur oder Masseur und medizinischen Bademeister durchgefuhrt werden. Ist die
Durchfiihrung einer Heilbehandlung in einen Unterricht zur Erflllung der Schulpflicht
eingebunden oder werden mit ihr zugleich in erheblichem Umfang berufsbildende
oder allgemeinbildende Zwecke verfolgt, sind die Aufwendungen mit Ausnahme der
Kosten fur zusatzliche, gesondert durchgefuihrte und berechnete Heilbehandlungen
nicht beihilfefahig. Der Senator fir Finanzen kann bestimmen, unter welchen
Voraussetzungen und in welchem Umfang Heilbehandlungen beihilfefahig sind.
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10.

11.

Anschaffung (ggf. Miete), Reparatur, Ersatz, Betrieb und Unterhaltung der vom Arzt
schriftlich verordneten Hilfsmittel, Gerate zur Selbstbehandlung und zur
Selbstkontrolle, Kérperersatzstiicke sowie die Unterweisung im Gebrauch dieser
Gegenstande. Voraussetzung und Umfang der Beihilfefahigkeit bestimmen sich nach

Anlage 3.

die Beférderung der Erkrankten zur Behandlung, Untersuchung u. dgl. und zuriick
und, falls erforderlich, einer Begleitperson sowie die Gepackbeférderung bis zur Hohe
der Kosten der niedrigsten Beférderungsklasse regelmallig verkehrender 6ffentlicher
Beforderungsmittel unter Berticksichtigung moglicher FahrpreiserméafRigungen.
Hohere Beforderungskosten durfen nicht bericksichtigt werden. Eine Ausnahme ist
bei Rettungsfahrten oder dann zulassig, wenn eine anderweitige Beférderung wegen
der Schwere oder Eigenart einer bestimmten Erkrankung oder einer Behinderung
unvermeidbar war. Die medizinische Notwendigkeit der anderweitigen Beforderung ist
durch eine auf die konkreten Umstande im Einzelfall bezogene Bescheinigung des
behandelnden Arztes nachzuweisen. Wird in diesen Féllen ein familieneigener
Personenkraftwagen benutzt, ist héchstens der in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des
Bremischen Reisekostengesetzes genannte Betragje Kilometer beihilfefahig.

Beihilfen werden nicht gewéhrt

a) bei Benutzung familieneigener Personenkraftwagen fir die Beforderung weiterer
Personen sowie des Gepéacks;

b) fir die Benutzung familieneigener Personenkraftwagen sowie offentlicher,
regelmafig verkehrender Beforderungsmittel bei Behandlung des Erkrankten am

Wohn- oder Aufenthaltsort oder in dessen Einzugsgebiet,

c) fur die Mehrkostender Beférderung zu einem anderen als dem nachstgelegenen
Ort, an dem eine.geeignete Behandlung maoglich ist,

d) fir die Kosten einer Rickbeférderung wegen Erkrankung wahrend einer
Urlaubsreise oder einer anderen privaten Reise,

einen Organspender, wenn der Empfanger Beihilfeberechtigter oder
beriucksichtigungsfahiger Angehdériger ist, fur

a) Aufwendungen nach den Nummern 1, 2, 2 a, 6, 8 und 10, die bei den fur die
Transplantation notwendigen Mal3hahmen entstehen,
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b) den nachgewiesenen Ausfall an Arbeitseinkommen.

Diese Aufwendungen sind nur beihilfefahig, soweit sie nicht von anderer Seite erstattet
werden oder zu erstatten sind. Buchstaben a) und b) gelten auch fir als Organspender
vorgesehene Personen, wenn sich herausstellt, dal3 sie als Organspender nicht in
Betracht kommen.

(2) Der Senator fur Finanzen kann, soweit nicht bereits geregelt, die Beihilfefahigkeit von

1. Aufwendungen fur eine Untersuchung oder Behandlung nach einer wissenschatftlich
nicht allgemein anerkannten Methode sowie Materialien, Arznei- und Verbandmittel,

2. Aufwendungen fir nicht in den GeblUhrenverzeichnissen der Gebuhrenordnungen (8
3 Abs. 2) aufgefluihrte arztliche, psychotherapeutische oder zahnarztliche Leistungen,

3. Aufwendungen, die nicht zweifelsfrei notwendig sind odernach Umfang oder Hohe
angemessen sind,

ganz oder teilweise von einer vorherigen Anerkennung abhéngig machen, begrenzen oder
ausschliefen.

§ 4a
Beihilfefahige Aufwendungen bei.dauernder Pflegebediirftigkeit

(1) Bei dauernder Pflegebedurftigkeit'sind die Aufwendungen fur eine notwendige
hausliche, teilstationare oder stationare Pflege nach MaRRgabe der folgenden Absatze
neben anderen nach § 4 Abs. 1 beihilfefahigen Aufwendungen beihilfefahig.

(2) Dauernd pflegebedurftig sind Personen, die wegen einer kdrperlichen, geistigen oder
seelischen Krankheit oder Behinderung fir die gewohnlichen und regelmafig
wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des taglichen Lebens auf Dauer, voraussichtlich
fur mindestens sechs Monate, in erheblichem Mal3e der Hilfe bedtrfen. Die nach Satz 1
pflegebedirftige Person muld mindestens der Pflegestufe 1 nach 8 15 Abs. 1 Nr. 1 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch zuzuordnen sein. 88 14 und 15 Abs. 1 und 2 des Elften
Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

(3) Bei einer hauslichen Pflege oder teilstationéren Pflege (Tages- oder Nachtpflege) durch
geeignete Pflegekrafte sind die Aufwendungen in der Pflegestufe

1.1 bis zur H6he von 20 vom Hundert,
2.1 bis zur H6he von 40 vom Hundert,
3.1 bis zur H6he von 60 vom Hundert
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der durchschnittlichen Kosten einer Pflegekraft der Vergitungsgruppe Kr. V der Anlage 1 b
zum BAT beihilfefahig. Bei aul3ergewohnlich hohem Pflegeaufwand kdnnen in der
Pflegestufe Il die Aufwendungen bis zur Hohe von 80 vom Hundert der Kosten dieser
Pflegekraft als beihilfefahig anerkannt werden.

(4) Bei einer hauslichen Pflege durch andere geeignete Personen wird eine
Pauschalbeihilfe gewahrt, Sie bestimmt sich nach den Pflegestufen des § 15 Abs. 1 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch und betragt monatlich in der Pflegestufe

1.1 205 Euro,
2.1 410 Euro,
3.1 665 Euro.

Ein aus der privaten oder der sozialen Pflegeversicherung zustehendes Pflegegeld und
entsprechende Leistungen auf Grund sonstiger Rechtsvorschriften sind anzurechnen. Fur
Personen, die nicht gegen das Risiko der Pflegebedurftigkeit versichert sind, wird die
Pauschalbeihilfe nach Satz 2 zur Halfte gewahrt.

(5) Wird die hausliche Pflege teilweise durch Pflegekréafte (Absatz 3) und durch andere
Personen Absatz 4 erbracht, wird die Beihilfe nach Absatz 3 und 4 anteilig gewéhrt.

(6) Bei stationarer Pflege in einer zugelassenen Pflegeeinrichtung (8 72 Abs. 1 Satz 1 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch) sind die'nach dem Grad der Pflegebedurftigkeit
entstehenden pflegebedingten Aufwendungen (8 84 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 43
Abs. 2 und 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch) beihilfefahig. Aufwendungen fur
Unterkunft und Verpflegung einschlielich der Investitionskosten bis zum niedrigsten Satz
einer fur die Unterbringung in Betracht kommenden Einrichtung sind nur insoweit
beihilfefahig, als sie folgende’ Eigenanteile Ubersteigen:

1. bei Beihilfeberechtigten mit.bertcksichtigungsfahigen Angehérigen 30 vom Hundert
des Einkommens;

2. Dbei Beihilfeberechtigten ohne Angehorige und bei gleichzeitiger stationarer Pflege des
Beihilfeberechtigten und aller bericksichtigungsfahigen Angehérigen 70 vom Hundert
des Einkommens.

Einkommen sind die Dienst- und Versorgungsbeziige (ohne den kinderbezogenen Antell
im Familienzuschlag) sowie Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und aus
einer zusatzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung des beihilfeberechtigten und des
Ehegatten einschlie3lich dessen laufenden Erwerbseinkommens. Angehdrige im Sinne
des Satzes 2 sind Personen, die nach § 2 zu bertcksichtigen sind.
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(7) Fur Personen, die nach 8 28 Abs. 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch Leistungen
zur Halfte erhalten, wird zu den Pflegekosten in den Féallen der Absétze 3 und 6 in
wertmalig gleicher Hohe eine Beihilfe gewahrt; 8 3 Abs. 8 sowie 8§ 12 sind hierbei nicht
anzuwenden. Uber den Gesamtwert nach Satz 1 hinausgehende Aufwendungen sind im
Rahmen der Absatze 3 und 6 beihilfefahig.

(8) Die Festsetzungsstelle entscheidet Uber die Beihilfefahigkeit der Aufwendungen auf
Grund eines arztlichen Gutachtens, das zu dem Vorliegen der dauernden
Pflegebedirftigkeit sowie zu Art und notwendigem Umfang der Pflege Stellung nimmt. Bei
Personen, die in der privaten oder sozialen Pflegeversicherung versichert sind, ist auf
Grund des fur die Versicherung erstellten Gutachtens zu entscheiden; 8 3 Abs. 2 Satz 5
bleibt hiervon unberthrt. In anderen Fallen bedarf es eines amts- oder
vertrauensarztlichen Gutachtens. Die Beihilfe wird vom Beginn des Monats an gewabhrt, in
dem erstmalig ein Antrag bei der Festsetzungsstelle gestelltworden ist, friihestens jedoch
ab dem Zeitpunkt, von dem an die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen.

(9) Aufwendungen fiir eine Betreuung in einer vollstationéaren Pflegeeinrichtung der
Behindertenhilfe, in der die berufliche und soziale Eingliederung, die schulische
Ausbildung oder Erziehung im Vordergrund des Einrichtungszweckes stehen (§ 71 Abs. 4
des Elften Buches Sozialgesetzbuch), sind bis zu'256 Euro (8§ 43 a des Elften Buches
Sozialgesetzbuch) beihilfefahig. Fir Personen, die nach § 28 Abs. 2 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch Leistungen zur Halfte erhalten, gilt Absatz 7 entsprechend. Daneben
wird eine Beihilfe nach Absatz 6 nicht gewahrt.

8§ 4b
Beihilfefahige Aufwendungen bei Versorgung in Hospizen

Aufwendungen einer stationéren oder. teilstationdren Versorgung in Hospizen, in denen
palliativmedizinische Behandlung erbracht wird (8 39 a des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch), sind nach MaRgabe einer arztlichen Bescheinigung bis zur Héhe des
Zuschusses der gesetzlichen Krankenversicherung beihilfefahig. § 4 a bleibt unberinhrt.
Voraussetzung ist, dass eine ambulante Versorgung im Haushalt oder der Familie der zu
versorgenden Person nicht erbracht werden kann.

§5
Beihilfefahige Aufwendungen bei Sanatoriumsaufenthalten

(1) Die Kosten fur Unterbringung und Verpflegung in einem Sanatorium sowie die
Auslagen fur Kurtaxe und die Kosten des arztlichen Schluf3berichtes sind neben den
Aufwendungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1, 6, 8 und 10 nur dann beihilfefahig, wenn

1.
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nach amts- oder vertrauensarztlichem Gutachten die Sanatoriumsbehandlung
notwendig ist und nicht durch eine andere Behandlung mit gleicher Erfolgsaussicht
ersetzt werden kann und

die Festsetzungsstelle die Beihilfefahigkeit vorher anerkannt hat. Die Anerkennung
gilt nur, wenn die Behandlung innerhalb von vier Monaten seit Bekanntgabe des
Bescheides begonnen wird. War eine sofortige Einlieferung des Erkrankten zur
stationaren Behandlung in einem Sanatorium dringend geboten, kann die
Beihilfefahigkeit nachtraglich anerkannt werden, wenn der Antrag auf Anerkennung
unverzuglich nach der Einlieferung nachgeholt wird.

(2) Eine Anerkennung der Beihilfefahigkeit ist nicht zulassig, wenn im laufenden oder in
den drei vorangegangenen Kalenderjahren bereits eine als beihilfeféhig anerkannte
Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgefuhrt worden ist. Von der Einhaltung der
Frist darf nur abgesehen werden

1.

nach einer schweren, einen Krankenhausaufenthalt erforderlichen Erkrankung,

in Fallen, in denen die sofortige Einlieferung des Kranken zur stationaren Behandlung
in einem Sanatorium geboten ist. In diesen Fallen ist der Antrag auf Anerkennung der
Beihilfefahigkeit unverziglich nachzuholen,

bei schwerer chronischer Erkrankung, wenn nach der Stellungnahme des Amtsarztes
aus zwingenden medizinischen Griinden eine Sanatoriumsbehandlung in einem
kiirzeren Zeitabstand notwendig ist.

(3) Die Kosten fur Unterbringung und Verpflegung sind fiir héchstens drei Wochen, es seli
denn, eine Verlangerung ist aus gesundheitlichen Grinden dringend erforderlich, bis zur
Hohe des niedrigsten Satzes des Sanatoriums beihilfefahig. 70 vom Hundert des
niedrigsten Satzes und die Kurtaxe sind fiir Begleitpersonen von schwerbehinderten
Menschen beihilfefahig, flr die die Notwendigkeit einer stdndigen Begleitperson behdrdlich
festgestellt ist. Voraussetzung ist eine Bestatigung des Sanatoriums, daf3 fur eine
erfolgversprechende Sanatoriumsbehandlung eine Begleitperson notwendig ist.

(4) Ist die Beihilfefahigkeit der Kosten eines Sanatoriumsaufenthaltes nicht anerkannt
worden, so sind nur die notwendigen Aufwendungen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8
beihilfefahig.

(5) Ein Sanatorium im Sinne dieser Verordnung ist ein Krankenhaus, in dem

1.
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unter arztlicher Leitung besondere Heilbehandlungen (mit Mitteln physikalischer und
diatetischer Therapie und dergleichen) durchgefuhrt werden und

2. die fur die Behandlung erforderlichen Einrichtungen und Pflegepersonen vorhanden
sind.

§6
Beihilfefahige Aufwendungen bei Heilkuren

(1) Beamten und Richtern (8 1 a Abs. 1 Nr. 1) werden Beihilfen gewéhrt zu den
Aufwendungen fur eine planmafRige Heilkur unter ortlicher arztlicher Leitung in einem
inlandischen Mineral-, Moor- oder Seeheilbad oder in einem fur Klimaheilkuren oder
Kneippheilkuren geeigneten Ort, wenn diese im Heilkurorteverzeichnis des
Bundesministeriums des Innern aufgefuhrt sind; die Unterkunft muss sich im Kurort
befinden und ortsgebunden sein. Voraussetzung hierfir.ist, daf3 die zustandige
Festsetzungsstelle die Beihilfefahigkeit auf Grund der Stellungnahme eines Amtsarztes vor
Beginn der Kur schriftlich anerkannt hat, weil sie als HeilmaBnahme zur Erhaltung oder
Wiederherstellung der Dienstfahigkeit notwendig und der gleiche Heilerfolg durch eine
andere Behandlungsweise am Wohnort oder in nachster Umgebung nicht zu erwarten ist.
Die Anerkennung nach Satz 2 gilt nur, wenn die Behandlung innerhalb von vier Monaten
seit Bekanntgabe des Bescheides begonnen wird.

(2) Beihilfen zu den Kosten einer Heilkur werden nach Maf3gabe des Absatzes 1 auch
Ruhestandsbeamten gewéhrt, die:wegen.Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzt
worden sind, wenn die Kur nach amtsarztlicher Stellungnahme zur Wiederherstellung der
Dienstfahigkeit fihrt und die erneute Berufung in das Beamtenverhaltnis ermoglicht (8 29
des Beamtenstatusgesetzes in Verbindung mit § 43 des Bremischen Beamtengesetzes).

(3) Die Anerkennung der.Beihilfefahigkeit der Kosten einer Heilkur ist nicht zulassig

1. wenn der Beihilfeberechtigte in den dem Antragsmonat vorausgegangenen drei
Jahren nicht ununterbrochen im 6ffentlichen Dienst beschéftigt gewesen ist. Eine
Beschatftigung gilt nicht als unterbrochen wahrend der Elternzeit sowie wéahrend einer
Zeit, in der der Beihilfeberechtigte ohne Dienstbezilige beurlaubt war und die oberste
Dienstbehdrde oder die von ihr bestimmte Stelle anerkannt hat, daf® der Urlaub
dienstlichen Interessen oder 6ffentlichen Belangen dient,

2. wenn im laufenden oder den drei vorangegangenen Kalenderjahren bereits eine als
beihilfefahig anerkannte Sanatoriumsbehandlung oder Heilkur durchgefuhrt und
beendet worden ist. Von der Einhaltung der Frist darf nur abgesehen werden bei
schwerer chronischer Erkrankung, wenn nach der Stellungnahme des Amts- oder

Seite 17 von 61


https://www.transparenz.bremen.de/metainformationen/bremisches-beamtengesetz-brembg-vom-22-dezember-2009-284915?asl=bremen203_tpgesetz.c.55340.de&template=20_gp_ifg_meta_detail_d#jlr-BGBR2010V27P43

Vertrauensarztes aus zwingenden medizinischen Grinden eine Heilkur in einem
kirzeren Zeitabstand notwendig ist,

3. nach Stellung des Antrages auf Entlassung,

4. wenn das Dienstverhaltnis vor Ablauf eines Jahres nach Durchfiihrung der Heilkur
enden wird.

(3a) Bei Anwendung des Absatzes 3 Nr. 1 steht die Zeit der Tatigkeit bei

1. Fraktionen des Deutschen Bundestages und der Landtages(Biuirgerschatft),

2. Zuwendungsempfangern, die zu mehr als 50 vom Hundert aus offentlichen Mitteln
unterhalten werden und das Beihilferecht des Bundes‘oder eines Landes anwenden,

der Dienstzeit im 6ffentlichen Dienst gleich.

(4) Beihilfefahig sind neben Aufwendungen nach 8 4 Abs. 1 Nr. 1, 6, 8 und 10 die Kosten
fur

1. die Kurtaxe, ggf. auch fur die Begleitperson, und den &rztlichen Schlu3bericht,

2. Unterkunft und Verpflegung fir héchstens 23 Kalendertage einschliel3lich der
Reisetage bis zum Betrag von 16 Euro taglich, bei schwerbehinderten
Beihilfeberechtigten, fur die die Notwendigkeit einer standigen Begleitperson
behdordlich festgestellt ist,-auch die Kosten fur Unterkunft und Verpflegung einer
Begleitperson bis zum Betrag von 13 Euro taglich.

(5) Ist die Beihilfefahigkeit der Kosten einer Heilkur nicht vorher anerkannt worden, so sind
nur die notwendigen Aufwendungen nach 8§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 6 und 8 beihilfefahig. Beihilfen
fur Nachkuren werden nicht gewahrt.

(6) Fur Beihilfeberechtigte und bertcksichtigungsfahige Angehdérige sind Aufwendungen
fur Muttergenesungskuren oder Mutter-Kind-Kuren unter Anwendung des Absatzes 4
beihilfefahig; die Absatze 1 und 3 gelten entsprechend. Mittergenesungskuren und
Mutter-Kind-Kuren sind Mal3Bnhahmen in Form einer Rehabilitationskur in einer Einrichtung
des Mittergenesungswerks oder einer anderen, nach 8§ 41 des Finften Buches
Sozialgesetzbuch als gleichartig anerkannten Einrichtung.

Seite 18 von 61



§7
Beihilfefahige Aufwendungen bei zahnarztlichen Leistungen

Aufwendungen fur zahnarztliche Leistungen nach den Abschnitten C Nummern 214 bis
217, 220 bis 224, F, H, J und K des Gebihrenverzeichnisses der Gebuhrenordnung fur
Zahnarzte sind nur beihilfefahig, wenn bei Beginn der Behandlung

1.

der Beihilfeberechtigte
a) mindestens ein Jahr ununterbrochen oder

b) insgesamt mindestens zehn Jahre dem 6ffentlichen Dienst angehoért. Als
Unterbrechung gilt nicht das Ausscheiden kraft gesetzlicher\Vorschrift nach dem
Bestehen der zweiten Staatsprifung, sofern der Wiedereintritt in den 6ffentlichen
Dienst innerhalb einer Ubergangszeit von drei Monaten erfolgt;

der Beihilfeberechtigte nicht in den nachsten drei Monaten aus dem offentlichen
Dienst ausscheidet. In den letzten drei Monaten vor Ablegung der zweiten
Staatsprifung entstandene Aufwendungen furdielin'Satz 1 bezeichneten
Sonderleistungen sind nicht beihilfefahig, wenn das Beamtenverhaltnis des
Beihilfeberechtigten nach dem Bestehen dieser Prifung kraft gesetzlicher Vorschrift
endet.

Die Beschrankungen des Satzes 1 gelten nicht fir Versorgungsberechtigte, die als
solche oder auf Grund einer Beschatftigung im offentlichen Dienst beihilfeberechtigt
sind, sowie flr Beihilfebereehtigte, die ohne ihre Tatigkeit im offentlichen Dienst
bericksichtigungsfahigesAngehérige eines Beihilfeberechtigten waren. Die
Beschrankung des Satzes1 Nr. 2 gilt nicht, wenn der Beihilfeberechtigte nach seinem
Ausscheiden zum Personenkreis nach 8 1 a Abs. 1 Nr. 2 gehdren wird. Bei
Anwendung des Satzes 1. steht der Dienstzeit im 6ffentlichen Dienst gleich

a) die Zeit der Tatigkeit bei Fraktionen des Deutschen Bundestages und der
Landtage Burgerschatft),

b) die Zeit der Tatigkeit bei Zuwendungsempfangern, die zu mehr als 50 vom
Hundert aus offentlichen Mitteln unterhalten werden und das Beihilferecht des
Bundes oder eines Landes anwenden, nicht jedoch in den Fallen der Nummer 1
Buchstabe b).
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§8
Beihilfefahige Aufwendungen bei VorsorgemaBnahmen

(1) Aus Anlaf3 von MalBhahmen zur Friiherkennung von Krankheiten sind die folgenden
Aufwendungen beihilfefahig

1. DbeiKindern die Kosten fur Untersuchungen zur Fritherkennung von Krankheiten, die
eine korperliche oder geistige Entwicklung des Kindes in nicht geringfligigem Mal3e
gefahrden,

2. bei Frauen und Mannern einmal jahrlich die Kosten fiir eine Untersuchung zur
Fraherkennung von Krebserkrankungen,

3. bei Frauen und Mannern die Kosten fur eine Gesundheitsuntersuchung,
insbesondere zur Friherkennung von Herz-, Kreislauf-'und Nierenerkrankungen
sowie der Zuckerkrankheit; diese Aufwendungen sind jedes zweite Jahr beihilfefahig

nach MaRgaben der hierzu ergangenen Richtlinien des Bundesausschusses der Arzte und
Krankenkassen.

(2) Beihilfefahig sind Aufwendungen fir prophylaktische zahnarztliche Leistungen nach
Nummern 100 bis 102 und 200 des Gebuhrenverzeichnisses der Gebuhrenordnung fur
Zahnarzte bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres.

(3) Aufwendungen fur Schutzimpfungen‘sind beihilfefahig. Dies gilt nicht fur
Schutzimpfungen aus Anlass von privaten Reisen aul3erhalb der Europaischen Union.

§ 8a
Beihilfefahige Aufwendungen der Empfangnisregelung,
bei Schwangerschaftsabbruch und bei Sterilisation

(1) Die beihilfefahigen/Autwendungen umfassen in Fallen des nicht rechtswidrigen
Schwangerschaftsabbruchs

1. die Kosten fur arztliche Untersuchungen und Beratungen, die im Zusammenhang
stehen mit

a) der Empfangnisregelung,
b) der Erhaltung einer Schwangerschatft,

c) der Feststellung der Voraussetzungen fir den Abbruch einer Schwangerschatft.
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2. die Kosten fur arztliche Leistungen nach 8§ 4 Abs. 1 Nr. 1 bei Durchfihrung des
Schwangerschaftsabbruchs.

(2) Die beihilfefahigen Aufwendungen bei einer durch Krankheit erforderlichen Sterilisation
umfassen die Kosten fur arztliche Leistungen nach 8§ 4 Abs. 1 Nr. 1, die im
Zusammenhang stehen mit

1. der Feststellung der Voraussetzungen einer Sterilisation,

2. der Sterilisation.

(3) Die beihilfefahigen Aufwendungen umfassen in den Fallen der Absatze 1 und 2 ferner

1. die vom Arzt verbrauchten sowie die auf schriftliche arztliche Verordnung beschafften
Heil- und Verbandmittel,

2. die Kosten fur Unterkunft und Verpflegung in'Krankenanstalten; 8 4 Abs. 1 Nr. 2 gilt
entsprechend,

3. die Kosten fir eine Familien- oder Hauspflegekraft; 8 4 Abs. 1 Nr. 5 gilt entsprechend,

4. die Kosten fur die durch MaRnahmen nach den Abséatzen 1 und 2 sowie Absatz 3 Nr.
2 unmittelbar veranlaf3ten Fahrten; 8 4 Abs. 1 Nr. 10 gilt entsprechend.

(4) Kunstliche Befruchtungen sind'unterden Voraussetzungen des § 27 a Abs. 1 bis 3 des
Funften Buches Sozialgesetzbuch beihilfefahig.

§9
Beihilfefahige Aufwendungen in Geburtsfallen

(1) Aus Anlass einer Gehurt sind beihilfefahig die Aufwendungen

1. fir die Schwangerschaftsiberwachung,

2. entsprechend 84 Abs.1Nr. 1, 2,3,5,6,8und 10,

3. fur die Hebamme und den Entbindungspfleger,

4. fur eine Haus- und Wochenpflegekraft bei Hausentbindung oder ambulanten
Entbindung in einer Krankenanstalt bis zu zwei Wochen nach der Geburt, wenn die
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Wochnerin nicht bereits wegen Krankheit von einer Berufs- und Ersatzpflegekraft
nach 8 4 Abs. 1 Nr. 4 gepflegt wird; 8 4 Abs. 1 Nr. 4 Séatze 3 bis 5 sind anzuwenden,

5. entsprechend § 4 Abs. 1 Nr. 2 fur das Kind.

(2) Als Beihilfe zu den Aufwendungen flr die Sauglings- und Kleinkinderausstattung bei
Lebendgeburten werden 128 Euro gewahrt; bei Mehrlingsgeburten erhéht sich die Beihilfe
entsprechend. Die Beihilfe wird auch gewahrt, wenn der Beihilfeberechtigte ein Kind, das
das zweite Lebensjahr noch nicht vollendet hat, annimmt oder mit dem Ziel der Annahme
in seinen Haushalt aufnimmt und die zur Aufnahme erforderliche Einwilligung der Eltern
erteilt ist. Sind beide Elternteile beihilfeberechtigt, wird die Pauschalbeihilfe nur einmal
gewahrt.

§10
Beihilfefahige Aufwendungen bei Behandiung
auBerhalb der Bundesrepublik Deutschland

(1) AuBBerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandene Aufwendungen sind nur bis
zur Hohe der Aufwendungen beihilfefahig, die bei einer Behandlung innerhalb des Landes
Bremen beihilfefahig waren. Behandlungskosten aul3erhalb der Bundesrepublik sind nur
beihilfefahig, wenn die Person, die untersucht, behandelt oder begutachtet (8 4 Abs. 1 Nr.
1) oder Heilbehandlungsmaflinahmen angeardnet hat (8 4 Abs. 1 Nr. 8), nach ihrer
Ausbildung einem inléandischen Arzt gleichkemmt. Die in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genannten
Voraussetzungen fur den Begriff einer Krankenanstalt sind sinngemal3 anzuwenden.

(2) AuRRerhalb der Bundesrepublik entstehende notwendige Aufwendungen sind ohne die
Einschrankung des Absatzes 1'Satz 1 beihilfefahig,

1. wenn ein bremischer Beamter.oder Richter auf einer Auslandsdienstreise erkrankt
und die Krankenbehandlung nicht bis zur Rickkehr in das Inland aufgeschoben
werden kann,

2. wenn durch amts- oder vertrauensartzliches Gutachten nachgewiesen wird, daf3 die
Krankenbehandlung aulRerhalb der Bundesrepublik dringend erforderlich ist und die
Beihilfefahigkeit vor Antritt der Reise von der Festsetzungsstelle schriftlich anerkannt
worden ist; unter mehreren gleichwertigen Mdglichkeiten darf nur die gewahlt werden,
die die niedrigsten beihilfefahigen Aufwendungen verursacht.

(3) Aus Anlass stationarer oder ambulanter Malinahmen im Sinne von § 5 und § 6
aulRerhalb der Bundesrepublik Deutschland entstandene Aufwendungen sind im Rahmen
des § 6 Abs. 4 beihilfefahig, wenn
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1. Dbei Mallnahmen aul3erhalb der Europaischen Gemeinschaft durch medizinisches
Gutachten nachgewiesen wird, dass die Malinahme wegen der wesentlich gro3eren
Erfolgsaussicht aul3erhalb der Bundesrepublik Deutschland zwingend notwendig ist,

2. bei ambulanten Heilkuren der Kurort im Heilkurorteverzeichnis Ausland des
Bundesministerium des Innern aufgefuhrt ist und die sonstigen Voraussetzungen des
8§ 6 vorliegen

und die Beihilfefestsetzungsstelle die Beihilfefahigkeit vor Antritt der Reise schriftlich
anerkannt hat. Sind diese Voraussetzungen nicht erfiillt, so sind die Aufwendungen nur
nach MalRgabe des Absatzes 1 beihilfefahig.

§11
Beihilfe beim Tode des Beihilfeberechtigten

(1) Zu den beihilfefahigen Aufwendungen, die einem verstorbenen Beihilfeberechtigten
entstanden waren, wird dem hinterbliebenen Ehegatten oder den Kindern des
Verstorbenen Beihilfe gewahrt; sie ist nach dem Hundertsatz zu bemessen, der dem
Verstorbenen am Tage vor seinem Ableben zugestanden-hatte. Empfangsberechtigt ist
von den oben genannten Angehdrigen derjenige, der das Original der Ausgabebelege
vorlegt.

(2) Sind Hinterbliebene nach Absatz 1 nicht verhanden, so kénnen Beihilfen zu diesen
Aufwendungen auch an andere natirliche oder an juristische Personen unter Vorlage der
Originalbelege gewahrt werden,soweit sie.durch diese Kosten belastet sind, die sie fur
den Beihilfeberechtigten bezahlt haben:

§12
Bemessung der Beihilfe

(1) Die Beihilfe betragt fur.denalleinstehenden Beihilfeberechtigten 50 vom Hundert der
beihilfefahigen Aufwendungen. Fur Beihilfeberechtigte, die verheiratet sind, erhéht sich der
Bemessungssatz, sowelt nicht Absatz 2 Anwendung findet, auf 55 vom Hundert und fur
jedes Kind bzw. Enkelkind, das nach § 2 Abs. 2 zu berlcksichtigen ist, um je 5 vom
Hundert, jedoch hdchstens auf 70 vom Hundert. Ist ein Kind bei mehreren
Beihilfeberechtigten im Familienzuschlag bericksichtigungsfahig, so erhoht sich der
Bemessungssatz nur bei dem Beihilfeberechtigten, dem auch der entsprechende
Familienzuschlag gewahrt wird. Die Erklarung kann nur in begriindeten Fallen geandert
werden. Ist ein berucksichtigungsfahiges Kind zugleich Ehegatte eines
Beihilfeberechtigten, so erhdht sich der Bemessungssatz nur beim Ehegatten. Ehegatten
und Kinder beihilfeberechtigter Vollwaisen fuhren nicht zu einer Erhéhung des
Bemessungssatzes. Empfanger von Vollwaisengeld werden bei der Bemessung der

Seite 23 von 61



Beihilfe nach Satz 2 untereinander bertcksichtigt, wenn ihr Versorgungsanspruch auf
demselben Versorgungsfall beruht und sie nicht auf Grund eigener Beschaftigung selbst
beihilfeberechtigt sind. Mal3gebend fur die Ermittlung des Bemessungssatzes sind die
Verhaltnisse im Zeitpunkt der Antragstellung. Lagen abweichend von den Verhaltnissen im
Zeitpunkt der Antragstellung in dem Zeitraum, in dem die beihilfefahigen Aufwendungen
entstanden sind, Verhaltnisse vor, die bei Zugrundelegung fur die Bemessung zu einem
héheren Satz fuhren, ist hiervon auszugehen.

(2) Der Bemessungssatz erhéht sich nicht nach Absatz 1 Satz 2

1. wenn der Ehegatte selbst beihilfeberechtigt ist oder nachzuweisende Einkiinfte (8§ 2
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes) im Kalenderjahr.vor der Stellung des
Beihilfeantrags von mehr als 10 000 Euro hat,

2. wenn der bericksichtigungsfahige Ehegatte auf Grund eigenér Tatigkeit, wegen des
Bezugs einer Rente oder auf Grund sonstiger Rechtsvarsehriften in der gesetzlichen
Krankenversicherung pflichtversichert oder Mitglied der Krankenversorgung der
Bundesbahnbeamten sind.

(3) Fur Empfanger von Versorgungsbeziigen erhoht sich der nach Absatz 1 zustehende
Bemessungssatz um 10 vom Hundert. Fur Empfanger von Witwen- oder Witwergeld
erhoht sich der Bemessungssatz um weitere 5 vom Hundert. Satz 1 und 2 gelten nicht fur
Aufwendungen von Personen, die einenAnspruch auf eine beitragsfreie Krankenfiirsorge
haben.

(4) Bei freiwilligen Mitgliedern'der gesetzlichen Krankenversicherung mit der Hohe nach
gleichen Leistungsanspriichen wie Pilichtversicherte erhdht sich der Bemessungssatz auf
100 vom Hundert der sich nach Anrechnung der Kassenleistung ergebenden
beihilfefahigen Aufwendungen:Dies gilt nicht, wenn ein Zuschuss, Arbeitgeberanteil oder
dergleichen von mindestens:21 Euro monatlich zum Krankenkassenbeitrag gewahrt wird.

(5) Fur beihilfefahige Aufwendungen derin 8 1 a Abs. 1 und § 2 Abs. 1 und 2 bezeichneten
Personen, zu deren Beitragen fir eine private Krankenversicherung ein Anspruch auf
Zuschuss auf Grund von Rechtsvorschriften oder eines Beschaftigungsverhaltnisses in
Hohe von mindestens 41 Euro monatlich besteht, ermafiigt sich der Bemessungssatz um
10 vom Hundert. Beitrage fur Krankentagegeld- und Krankenhaustagegeldversicherungen
bleiben auf3er Betracht.

(6) Sind Personen trotz ausreichender und rechtzeitiger Krankenversicherung wegen
angeborener Leiden oder fur bestimmte Krankheiten von den Leistungen ausgeschlossen
oder sind Leistungen eingestellt worden, so erhoht sich der zustehende Bemessungssatz
fur die davon betroffenen Aufwendungen in den Fallen der Absatze 1 und 3 um 20 vom
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Hundert. Die Beihilfe darf in diesen Fallen nicht mehr als 90 vom Hundert der
beihilfefahigen Aufwendungen betragen. Satz 1 gilt nur, wenn das
Versicherungsunternehmen die Bedingungen nach 8§ 257 Abs. 2 a Satz 1 Nr. 1 bis 4 des
Funften Buches Sozialgesetzbuch erfillt. Satz 1 findet keine Anwendung in den Fallen des
84 a.

(7) In den Fallen des § 4 a sind die beihilfefahigen Aufwendungen bis zur Hohe der in § 23
Abs. 3 Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch festgelegten Bemessungssatze zu
bertcksichtigen.

(8) In besonderen Ausnahmeféllen, die nur bei Anlegung strenger Mal3stdbe anzunehmen
sind, kann der Senator fiir Finanzen die nach den Absatzen 1, 3 und 6 zustehenden
Bemessungssatze erhéhen. Fir den Bereich der Stadtgemeinde Bremerhaven kann einer
Erhohung des Bemessungssatzes nach Satz 1 der Magistrat der Stadt Bremerhaven
vornehmen. Eine Erh6hung des Bemessungssatzes scheidetin Féllen des 8§ 4 a aus.

§ 12a
Eigenbehalt

(1) Die beihilfefahigen Aufwendungen mindernsich bei einem Bemessungssatz (§ 12) ab

50 vom Hundert um 150 Euro
60 vom Hundert um 120 Euro
70 vom Hundert um 100_Euro

je Kalenderjahr. Mal3gebend ist. der am 1. Januar des Kalenderjahres der Antragstellung
bestehende Bemessungssatz: Anderungen, die riickwirkend zu einem vom Stichtag des
jeweiligen Kalenderjahres abweichenden Bemessungssatz fiihren, leiben unberticksichtigt.
Die Minderung ist nicht bei Aufwendungen wegen dauernder Pflegebedrftigkeit (§ 4 a)
und bei Aufwendungen im(Sinne des § 9 Abs. 2 vorzunehmen.

(2) Bei Mitgliedern von Krankenkassen im Sinne des 8§ 4 Abs. 2 des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch entfallt der Eigenbehalt.

§12b
Begrenzung der Beihilfen

(1) Die Beihilfe darf zusammen mit den aus demselben Anlass gewahrten Leistungen aus
einer Krankenversicherung, einer Pflegeversicherung, auf Grund von Rechtsvorschriften
oder arbeitsvertraglichen Vereinbarungen die dem Grunde nach beihilfefahigen
Aufwendungen nicht Ubersteigen. Hierbei bleiben Leistungen aus Krankentage-,
Pflegetage- und Krankenhaustagegeldversicherungen sowie Leistungen aus einer
Versicherung fur gesondert berechenbare Wabhlleistungen (8§ 7 der
Bundespflegesatzverordnung) unbertcksichtigt. Dem Grunde nach beihilfefahig sind die in
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den 88 4 bis 10 genannten Aufwendungen in tatsachlicher Hohe, fir die im Einzelfall eine
Beihilfe gewéhrt wird. Bei Anwendung des Satzes 1 bleiben Aufwendungen nach 8 9 Abs.
2 unberiicksichtigt.

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Leistungen sind durch Belege nachzuweisen. Soweit
Leistungen aus einer Krankenversicherung oder Pflegeversicherung nachweislich nach
einem Vomhundertsatz bemessen werden, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich. In
diesem Fall wird die Leistung der Krankenversicherung oder Pflegeversicherung nach
diesem Vomhundertsatz von den dem Grunde nach beihilfefahigen Aufwendungen
errechnet. Der Summe der mit einem Antrag geltend gemachten Aufwendungen ist die
Summe der hierauf entfallenden Versicherungsleistungen gegeniberzustellen;
Aufwendungen nach 88 4a und 6 werden getrennt abgerechnet:

§13
Verfahren und Datenschutz

(2) Beihilfen werden auf schriftlichen Antrag des Beihilfeberechtigten unter Verwendung
der von der Beihilfefestsetzungsstelle herausgegebenen Formblatter gewéhrt. Die
Aufwendungen sind durch Belege nachzuweisen.

(2) Eine Beihilfe wird nur gewahrt, wenn der Beihilfeberechtigte sie innerhalb eines Jahres
nach Entstehung der Aufwendungen (8 3 Abs. 4 Satz 2), spatestens jedoch ein Jahr nach
der ersten Ausstellung der Rechnung beantragt hat. Die Beihilfe zu den Aufwendungen fir
die Sauglings- und Kleinkinderausstattung(8 9 Abs. 2) ist innerhalb eines Jahres nach der
Geburt oder der Annahme als Kind, die Beihilfe zu den Aufwendungen fir Verpflegung bei
Heilkuren (8 6 Abs. 5 Nr. 2) innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Heilkur zu
beantragen. Bei Beihilfen nach 8.4a Abs. 4 ist fir den Beginn der Frist der letzte Tag des
Monats, in dem die Pflege erbracht wurde, maf3gebend. Hat ein Sozialhilfetrager
vorgeleistet, beginnt die Frist mit dem Ersten des Monats, der auf den Monat folgt, in dem
der Sozialhilfetrager die Aufwendungen bezahlt.

(3) Eine Beihilfe wird bei'Mitgliedschaft in einer privaten Krankenversicherung nur gewahrt,
wenn die mit dem Antrag geltend gemachten beihilfefahigen Aufwendungen insgesamt
mehr als 200 Euro betragen. Erreichen die beihilfefahigen Aufwendungen aus sechs
Monaten diese Summe nicht, so ist abweichend von Satz 1 auch hierfir eine Beihilfe zu
gewdahren. Entsprechendes gilt bei Mitgliedschaft in einer gesetzlichen Krankenkasse oder
Ersatzkasse, sofern diese anstelle von Sachleistungen Kostenerstattung gewahrt hat.

(4) Auf eine zu erwartende Beihilfe kdnnen Abschlagszahlungen geleistet werden.

(5) Der Beihilfeberechtigte hat die ihm von der Festsetzungsstelle zuriickgegebenen
Belege fur die beihilfefahigen Aufwendungen noch drei Jahre nach dem Empfang der
Beihilfe aufzubewahren und auf Anforderung vorzulegen, soweit sie nicht bei einer
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Versicherung bleiben. Die Festsetzungsstelle hat ihn bei der Riickgabe der Belege darauf
hinzuweisen.

(6) Die bei der Bearbeitung der Beihilfe bekannt gewordenen Angelegenheiten sind
vertraulich zu behandeln. Sie durfen nur fir den Zweck verwandt werden, fur den sie
bekannt zu geben sind, es sei denn, es besteht eine gesetzliche Berechtigung oder
Verpflichtung zur Offenbarung oder der Beihilfeberechtigte oder der Angehdrige ist damit
einverstanden. Die Belhilfefestsetzungsstelle hat die notwendigen organisatorischen und
technischen Maflinahmen zu treffen, um die im Zusammenhang mit Verfahren auf
Gewéhrung von Beihilfe stehenden personenbezogenen Daten (Beihilfedaten) vor
unbefugter Kenntnisnahme und Nutzung zu schitzen. Gleiches gilt fur solche
Beihilfestammdaten, die auf Grund der Beihilfefestsetzung aus Beziigedaten festzustellen
sind.

§ 14
Verwaltungsvorschriften und Durchfiihrungsbestimmungen

Der fir das Beihilferecht zustandige Senator fur Finanzen.kann zur Gewahrung von
Beihilfen nach MaRRgabe dieser Verordnung Verwaltungsvorschriften und
Durchfiihrungsbestimmungen erlassen.

8§ 15
In-Kraft-Treten

Anlage 1

(zu 84 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 BremBVO)

Ambulant durchgefiihrte psychotherapeutische Behandlungen und Maflinahmen der
psychosomatischen Grundversergung

1. Aligemeines

1.1 Im Rahmen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 sind Aufwendungen fiir ambulante
psychotherapeutische Leistungen mittels wissenschaftlich anerkannter Verfahren
nach den Abschnitten B und G des Gebuhrenverzeichnisses fur arztliche Leistungen
der Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) nach MaRgabe der folgenden Nummern 2 bis
5 beihilfefahig.

1.2 Zur Austbung von Psychotherapie gehdren nicht psychologische Tatigkeiten, die die
Aufarbeitung und Uberwindung sozialer Konflikte oder sonstige Zwecke auf3erhalb
der Heilkunde zum Gegenstand haben. Aufwendungen fir Behandlungen die zur
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1.3

2.1

2.2

schulischen, beruflichen oder sozialen Anpassung (z.B. zur Berufsférderung oder zur
Erziehungsberatung) bestimmt sind, sind nicht beihilfefahig.

Gleichzeitige Behandlungen nach den Nummern 2, 3 und 5 schlie3en sich aus.
Tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psychotherapie

Aufwendungen fur psychotherapeutische Behandlungen der tiefenpsychologisch
fundierten und der analytischen Psychotherapie nach den Nummern 860 bis 865 des
Gebuihrenverzeichnisses der GOA sind nur dann beihilfefahig, wenn

- die vorgenommene Tatigkeit der Feststellung, Heilung oder Linderung von
seelischen Storungen mit Krankheitswert, bei denen Psyehotherapie indiziert ist,
dient und

- beim Patienten nach Erhebung der biographischen Anamnese, gegebenenfalls
nach héchstens funf probatorischen Sitzungen, die Voraussetzungen fir einen
Behandlungserfolg gegeben sind, und

- die Festsetzungsstelle vor Beginnider Behandlung die Beihilfefahigkeit der
Aufwendungen auf Grund eines'‘nach Formblatt zu stellenden Antrags sowie der
Stellungnahme eines vertrauensérztlichen Gutachters zur Notwendigkeit und zu
Art und Umfang der Behandlung anerkannt hat.

Die Aufwendungen fur die biegraphische Anamnese (Nummer 860 des
Gebiihrenverzeichnisses der GOA) und hdéchstens fiinf probatorische Sitzungen sind
beihilfefahig.

Indikationen zur Anwendung tiefenpsychologisch fundierter und analytischer
Psychotherapie sind nur:

- psychoneurotische Stérungen (z.B. Angstneurosen, Phobien, neurotische
Depressionen, Konversionsneurosen), vegetativfunktionelle und

psychosomatische Stérungen mit gesicherter psychischer Atiologie,

- Abhangigkeit von Alkohol, Drogen oder Medikamenten nach vorangegangener
Entgiftungsbehandlung,
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seelische Behinderung auf Grund frihkindlicher emotionaler Mangelzustande, in
Ausnahmefallen seelische Behinderungen, die im Zusammenhang mit
frhkindlichen koérperlichen Schadigungen oder Missbildungen stehen,

- seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer Krankheitsverlaufe,
sofern sie noch einen Ansatz fur die Anwendung von Psychotherapie bietet (z.B.
chronisch verlaufende rheumatische Erkrankungen, spezielle Formen der
Psychosen),

- seelische Behinderung auf Grund extremer Situationen, die eine schwere
Beeintrachtigung der Personlichkeit zur Folge hatten (z:B. schicksalhafte
psychische Traumen),

- seelische Behinderung als Folge psychotischer Erkrankungen, die einen Ansatz
fur spezifische psychotherapeutische Interventionen erkennen lassen.

2.3 Die Aufwendungen fir eine Behandlung sind grundsatzlich nur in dem Umfang
beihilfefahig, als deren Dauer je Krankheitsfall die folgenden Stundenzahlen nicht
uberschreiten:

2.3.1 bei tiefenpsychologisch fundierter Psyehotherapie 50 Stunden, bei
Gruppenbehandlung 40 Doppelstunden, dariber hinaus in besonderen Féllen nach
einer erneuten eingehenden Begriindung des Therapeuten und der vorherigen
Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 weitere 30 Stunden, bei
Gruppenbehandlung weitere 20 Doppelstunden;

2.3.2 bei analytischer Psyehotherapie 80 Stunden, bei Gruppenbehandlung 40
Doppelstunden, dariiber hinaus nach jeweils einer erneuten eingehenden
Begrindung des'Therapeuten und der vorherigen Anerkennung entsprechend
Nummer 2.1 weitere 80 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 40 Doppelstunden,
in besonderen Ausnahmefallen nochmals weitere 80 Stunden, bei
Gruppenbehandlung weitere 40 Doppelstunden;

2.3.3 bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psychotherapie von Kindern 70
Stunden, bei Gruppenbehandlung 40 Doppelstunden, dariber hinaus nach einer
erneuten eingehenden Begrindung des Therapeuten und der vorherigen
Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 weitere 50 Stunden, bei
Gruppenbehandlung weitere 20 Doppelstunden; in besonderen Ausnahmefallen
nochmals weitere 30 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 15 Doppelstunden,;
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2.3.4 bei tiefenpsychologisch fundierter oder analytischer Psychotherapie von
Jugendlichen 70 Stunden, bei Gruppenbehandlung 40 Doppelstunden, dartber
hinaus nach einer erneuten eingehenden Begrindung des Therapeuten und der
vorherigen Anerkennung entsprechend Nummer 2.1 weitere 60 Stunden, bei
Gruppenbehandlung weitere 30 Doppelstunden, in besonderen Ausnahmefallen
nochmals weitere 50 Stunden, bei Gruppenbehandlung weitere 20 Doppelstunden,;

2.3.5 bei einer die tiefenpsychologisch fundierte oder analytische Psychotherapie von
Kindern und Jugendlichen begleitenden Einbeziehung ihrer Bezugspersonen in der
Regel im Verhaltnis 1 zu 4. Abweichungen bedtrfen der Begrindung. Bei einem
héheren Verhaltnis sind die Leistungen bei den Leistungen fir das Kind oder
Jugendlichen abzuziehen.

2.4.1 Wird die Behandlung durch einen arztlichen Psychotherapeuten durchgefuhrt, muss
dieser Facharzt fur Psychotherapeutische Medizing Facharzt fur Psychiatrie und
Psychotherapie, Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
oder Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung “Psychotherapie” oder
"Psychoanalyse" sein. Ein Facharzt fir Psychotherapeutische Medizin oder fur
Psychiatrie und Psychotherapie oder Kinder- und Jugendpsychiatrie und
-psychotherapie sowie ein Arzt mit der.Bereichsbezeichnung "Psychotherapie” kann
nur tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie (Nummern 860 bis 862 des
Gebuhrenverzeichnisses der GOA)erbringen. Ein Arzt mit der Bereichs- oder
Zusatzbezeichnung "Psychoanalyse” oder mit der vor dem 1. April 1984 verliehenen
Bereichsbezeichnung "Psychotherapie” kann auch analytische Psychotherapie
(Nummern 863, 864 des ‘GebUlhrenverzeichnisses der GOA) erbringen.

2.4.2.1 Ein Psychologischer Psychotherapeut mit einer Approbation nach 8 2
Psychotherapeutengesetz < PsychThG - kann Leistungen fir diejenige anerkannte
Psychotherapieform erbringen, fir die er eine vertiefte Ausbildung erfahren hat
(tiefenpsychologisch fundierte und/oder analytische Psychotherapie).

2.4.2.2 Wird die Behandlung durch einen Psychologischen Psychotherapeuten mit einer
Approbation nach 8§ 12 PsychThG durchgefuhrt, muss er

- zur vertragsarztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen
oder

in das Arztregister eingetragen sein oder
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uber eine abgeschlossene Ausbildung in tiefenpsychologisch fundierter und
analytischer Psychotherapie an einem bis zum 31. Dezember 1998 von der
Kassenarztlichen Bundesvereinigung anerkannten psychotherapeutischen
Ausbildungsinstitut verfigen.

Ein Psychologischer Psychotherapeut kann nur Leistungen flr diejenige
Psychotherapieform (tiefenpsychologisch fundierte und/oder analytische
Psychotherapie) erbringen, fur die er zur vertragsarztlichen Versorgung der
gesetzlichen Krankenkassen zugelassen oder in das Arztregister eingetragen ist. Ein
Psychologischer Psychotherapeut, der Gber eine abgeschlossene Ausbildung an
einem anerkannten psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut verfugt, kann
tiefenpsychologisch fundierte und analytische Psychotherapie erbringen (Nummern
860, 861 und 863 GOA).

2.4.3.1 Ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut mit einer Approbation nach § 2
PsychThG kann Leistungen fur diejenige Psychatherapieform bei Kindern und
Jugendlichen erbringen, fir die er eine vertiefte Ausbildung erfahren hat
(tiefenpsychologisch fundierte und/oder analytische Psychotherapie).

2.4.3.2 Wird die Behandlung von Kindern und Jugendlichen von einem Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten mit‘einer Approbation nach § 12 PsychThG
durchgeflihrt, muss er

- zur vertragsarztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen
oder

- in das Arztregister eingetragen sein oder

- Uber eine abgeschlossene Ausbildung in tiefenpsychologisch fundierte und
analytischer Psyehotherapie an einem bis zum 31. Dezember 1998 von der
Kassenarztlichen Bundesvereinigung anerkannten psychotherapeutischen
Ausbildungsinstitut fur Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie verfligen.

Ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut kann nur Leistungen fir diejenige
Psychotherapieform (tiefenpsychologisch fundierte und/oder analytische
Psychotherapie) erbringen, fur die er zur vertragsarztlichen Versorgung der
gesetzlichen Krankenkassen zugelassen oder in das Arztregister eingetragen ist. Ein
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut, der tiber eine abgeschlossene Ausbildung
an einem anerkannten psychotherapeutischen Ausbildungsinstitut fir Kinder- und
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Jugendlichenpsychotherapie verfiigt, kann tiefenpsychologisch fundierte und
analytische Psychotherapie erbringen (Nummern 860, 861 und 863 GOA).

2.4.4 Die fachliche Befahigung fur die Behandlung von Kinder und Jugendlichen ist,

2.5

3.1

sofern die Behandlung nicht durch einen Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie
und -psychotherapie oder durch einen Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
erfolgt, neben der Berechtigung nach den Nummern 2.4.1, 2.4.2.1 oder 2.4.2.2, durch
eine entsprechende Berechtigung einer Kassenarztlichen Vereinigung nachzuweisen.

Die fachliche Befahigung fur Gruppenbehandlungen ist, sofern die Behandlung nicht
durch einen Facharzt fur Psychotherapeutische Medizin erfolgt, neben der
Berechtigung nach den Nummern 2.4.1, 2.4.2.1 oder 2.4.2.2, durch eine
entsprechende Berechtigung einer Kassenarztlichen Vereinigung nachzuweisen.

Erfolgt die Behandlung durch Psychologische Psyeghotherapeuten oder Kinder und
Jugendlichenpsychotherapeuten, muss spatestens nach den probatorischen
Sitzungen und vor der Begutachtung von einem Arzt'der Nachweis einer somatischen
(organischen) Abklarung erbracht werden(Konsiliarbericht).

Verhaltenstherapie

Aufwendungen fur eine Verhaltenstherapie nach den Nummern 870 und 871 des
Gebiihrenverzeichnisses der GOASind nur dann beihilfefahig, wenn

- die vorgenommene Tatigkeit der Feststellung, Heilung oder Linderung von
seelischen Storungen mit Krankheitswert, bei denen Psychotherapie indiziert ist,
dient und

- beim Patienten/nach Erstellen einer Verhaltensanalyse und gegebenenfalls nach
héchstens funf probatorischen Sitzungen die Voraussetzungen fiir einen
Behandlungserfolg gegeben sind und

- die Festsetzungsstelle vor Beginn der Behandlung die Beihilfefahigkeit der
Aufwendungen auf Grund eines nach Formblatt zu stellenden Antrags sowie der
Stellungnahme eines vertrauensarztlichen Gutachters zu Notwendigkeit und zu
Art und Umfang der Behandlung anerkannt hat.

Die Aufwendungen fur hochstens funf probatorische Sitzungen einschliel3lich des
Erstellens der Verhaltensanalyse sind beihilfefahig.
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3.2

3.3

Von dem Anerkennungsverfahren ist abzusehen, wenn der Festsetzungsstelle nach
den probatorischen Sitzungen die Feststellung des Therapeuten vorgelegt wird, dass
bei Einzelbehandlung die Behandlung bei je mindestens 50minttiger Dauer nicht
mehr als zehn Sitzungen sowie bei Gruppenbehandlung bei je mindestens
100minutiger Dauer nicht mehr als 20 Sitzungen erfordert. Muss in besonders
begrindeten Ausnahmefallen die Behandlung tber die festgestellte Zahl dieser
Sitzungen hinaus verlangert werden, ist die Festsetzungsstelle hiervon unverziglich
zu unterrichten. Aufwendungen fur weitere Sitzungen sind nur nach vorheriger
Anerkennung durch die Festsetzungsstelle auf Grund der Stellungnahme eines
vertrauensarztlichen Gutachters zur Notwendigkeit und zu Art und Umfang der
Behandlung beihilfefahig.

Indikationen zur Anwendung der Verhaltenstherapie sind nur:
- psychoneurotische Stérungen (z.B. Angstneurosen, Phobien),

- vegetativ-funktionelle Stérungen mit gesicherter psychischer Atiologie
Abhéngigkeit von Alkohol, Drogen oder Medikamenten nach vorangegangener
Entgiftungsbehandlung,

- seelische Behinderung als Folge schwerer chronischer Krankheitsverlaufe,
sofern sie noch einen Ansatzpunkt fir die Anwendung von Verhaltenstherapie
bietet,

- seelische Behinderung.auf Grund extremer Situationen, die eine schwere
Beeintrachtigung der.Personlichkeit zur Folge hatten (z.B. schicksalhafte
psychische Traumen),

- seelische Behinderung auf Grund frihkindlicher emotionaler Mangelzustande, in
Ausnahmefallen,seelische Behinderungen, die im Zusammenhang mit
frihkindlichen korperlichen Schadigungen oder Missbildungen stehen,

- seelische Behinderung als Folge psychotischer Erkrankungen, die einen Ansatz
fur spezifische verhaltenstherapeutische Interventionen - besonders auch im
Hinblick auf die Reduktion von Risikofaktoren fur den Ausbruch neuer
psychotischer Episoden - erkennen lassen.

Die Aufwendungen fur eine Behandlung sind grundsétzlich nur in dem Umfang
beihilfefahig, als deren Dauer je Krankheit in Einzelbehandlung
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- 40 Sitzungen,

- bei Behandlung von Kindern und Jugendlichen einschlie3lich einer notwendigen
begleitenden Behandlung ihrer Bezugspersonen 50 Sitzungen nicht
uberschreiten.

Bei Gruppenbehandlung mit einer Teilnehmerzahl von héchstens acht Personen und
einer Dauer von mindestens 100 Minuten sind die Aufwendungen fir 40 Sitzungen
beihilfefahig

3.4.1 Wird die Behandlung durch einen arztlichen Psychotherapeuten durchgefiihrt, muss
dieser Facharzt fur Psychotherapeutische Medizin, Facharzt fir Psychiatrie und
Psychotherapie, Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie
oder Arzt mit der Bereichs- oder Zusatzbezeichnung APsychotherapie” sein. Arztliche
Psychotherapeuten kénnen die Behandlung durchfihren, wenn sie den Nachweis
erbringen, dass sie wahrend ihrer Weiterbildung‘schwerpunktméRig Kenntnisse und
Erfahrungen in Verhaltenstherapie erworben haben.

3.4.2.1 Ein Psychologischer Psychotherapeut mit einer Approbation nach § 2 PsychThG
kann Verhaltenstherapie erbringen, wenn er daflrr eine vertiefte Ausbildung erfahren
hat.

3.4.2.2 Wird die Behandlung durch einen Psychologischen Psychotherapeuten oder
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit einer Approbation nach § 12
PsychThG durchgefihrt, muss er

zur vertragsarztlichen Versorgung der gesetzlichen Krankenkassen zugelassen
oder

- in das Arztregister eingetragen sein oder
- Uber eine abgeschlossene Ausbildung in Verhaltenstherapie an einem bis zum
31. Dezember 1998 von der Kassenarztlichen Bundesvereinigung anerkannten
verhaltenstherapeutischen Ausbildungsinstitut verfligen.
3.4.3 Die fachliche Befahigung fir die Behandlung von Kindern und Jugendlichen ist,

sofern die Behandlung nicht durch einen Facharzt fur Kinder- und Jugendpsychiatrie
und -psychotherapie oder durch einen Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten
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3.5

51

erfolgt, neben der Berechtigung nach den Nummern 3.4.1, 3.4.2.1 oder 3.4.2.2, durch
eine entsprechende Berechtigung einer Kassenarztlichen Vereinigung nachzuweisen.

Die fachliche Befahigung fur Gruppenbehandlungen ist, sofern die Behandlung nicht
durch einen Facharzt fur Psychotherapeutische Medizin erfolgt, neben der
Berechtigung nach den Nummern 3.4.1, 3.4.2.1 oder 3.4.2.2, durch eine
entsprechende Berechtigung einer Kassenarztlichen Vereinigung nachzuweisen.

Erfolgt die Behandlung durch Psychologische Psychotherapeuten oder Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten, muss spatestens nach den probatorischen
Sitzungen und vor der Begutachtung von einem Arzt der Nachweis einer somatischen
(organischen) Abklarung erbracht werden (Konsiliarbericht).

Begutachtung bei Uberschreitung der Stundenzahl

Zeigt sich im Verlauf der Therapie, dass das Behandlungsziel innerhalb der
Stundenzahl nicht erreicht wird, kann in medizinisch besonders begriindeten
Einzelfallen eine weitere begrenzte Behandlungsdauer anerkannt werden.
Voraussetzung fur die Anerkennung ist das Vorliegen einer Erkrankung nach

- Nummer 2.2, die nach ihrer besonderen Symptomatik und Struktur eine
besondere tiefenpsychologisch fundierte bzw. besondere analytische
Bearbeitung erfordert,

- Nummer 3.2, die nach ihrer besonderen Symptomatik und Struktur eine
besondere verhaltenstherapeutische Bearbeitung erfordert, und eine hinreichend
gesicherte Prognose Uber das Erreichen des Behandlungsziels erlaubt. Die
Anerkennung,.die erst im letzten Abschnitt der Behandlung erfolgen darf,
erfordert eine Stellungnahme eines vertrauensarztlichen Gutachters.

Psychosomatische Grundversorgung

Die psychosomatische Grundversorgung umfasst verbale Interventionen im Rahmen
der Nummer 849 des Gebuihrenverzeichnisses der GOA und die Anwendung ibender
und suggestiver Verfahren nach den Nummern 845 bis 847 des
Gebuihrenverzeichnisses der GOA (autogenes Training, Jacobsonsche
Relaxationstherapie, Hypnose).
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5.2

53

54

Aufwendungen fir MaRnahmen der psychosomatischen Grundversorgung sind nur
dann beihilfefahig, wenn bei einer entsprechenden Indikation die Behandlung der
Besserung oder der Heilung einer Krankheit dient und deren Dauer je Krankheitsfall
die folgenden Stundenzahlen nicht Uberschreitet:

- bei verbaler Intervention als einzige Leistung zehn Sitzungen;

- bei autogenem Training und bei der Jacobsonschen Relaxationstherapie als
Einzel- oder Gruppenbehandlung zwoélf Sitzungen;

- bei Hypnose als Einzelbehandlung zwdélf Sitzungen.

Neben den Aufwendungen fir eine verbale Intervention im Rahmen der Nummer 849
des Gebiihrenverzeichnisses der GOA sind Aufwendungen:fiir kérperbezogene
Leistungen des Arztes beihilfefahig.

Aufwendungen fur eine verbale Intervention sind ferner nur dann beihilfefahig, wenn
die Behandlung von einem Arzt mit der Berechtigung zur Fihrung der
Gebietsbezeichnungen Allgemeinmedizin (auch, praktischer Arzt), Augenheilkunde,
Frauenheilkunde und Geburtshilfe, Haut- und Geschlechtskrankheiten, Innere
Medizin, Kinderheilkunde, Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie,
Neurologie, Phoniatrie und Padaudiologie, Psychiatrie und Psychotherapie,
psychotherapeutische Medizin oder Urologie durchgeftihrt wird.

Aufwendungen fur Gbende und suggestive Verfahren (autogenes Training,
Jacobsonsche Relaxationstherapie, Hypnose) sind nur dann beihilfefahig, wenn die
Behandlung von einem Arzt, Psychologischen Psychotherapeuten oder Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten erbracht werden, soweit dieser Giber entsprechende
Kenntnisse und Erfahrungen in der Anwendung Ubender und suggestiver Verfahren
verfugt.

Eine verbale Intervention kann nicht mit tbenden und suggestiven Verfahren in
derselben Sitzung durchgefiihrt werden. Autogenes Training, Jacobsonsche

Relaxationstherapie und Hypnose kdnnen wahrend eines Krankheitsfalles nicht
nebeneinander durchgefihrt werden.

Nicht beihilfefahige Behandlungsverfahren

Aufwendungen fur die nachstehenden Behandlungsverfahren sind nicht beihilfefahig:
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Familientherapie, funktionelle Entspannung nach M. Fuchs, Gesprachpsychotherapie,
(z.B. nach Rogers), Gestalttherapie, korperbezogene Therapie, konzentrative
Bewegungstherapie, Logotherapie, Musiktherapie, Heileurhythmie, Psychodrama,
respiratorisches Biofeedback, Transaktionsanalyse, neuropsychologische
Behandlung.

Katathymes Bilderleben ist nur im Rahmen eines tUbergeordneten Therapiekonzepts
beihilfefahig.

Rational Emotive Therapie ist nur im Rahmen eines umfassenden
verhaltenstherapeutischen Behandlungskonzepts beihilfefahig.

Anlage 2

(zu 8 4 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und § 7 BremBVO)

Zahnarztliche und kieferorthopéadische Leistungen

Aufwendungen fur zahnérztliche und kieferorthgpadische Leistungen nach den folgenden
Maf3gaben beihilfefahig:

1.

Zahntechnische Leistungen

Aufwendungen fir zahntechnische’Leistungen, die bei einer zahnarztlichen
Behandlung fir konservierende Leistungen nach Abschnitt C Nummern 213 bis 232,
prothetische Leistungen nach Abschnitt F und implantologische Leistungen nach
Abschnitt K des Geblhrenverzeichnisses der Gebuhrenordnung fur Zahnarzte
entstehen, sowie Aufwendungen fur Edelmetalle, Edelmetalllegierungen und Keramik
sind einschlief3lich.der Handwerksleistungen in Hohe von 60 vom Hundert
beihilfefahig. Nummer 6 Buchstabe b bleibt unberihrt.

Kieferorthopadische Leistungen

Aufwendungen fir kieferorthopéadische Leistungen (Abschnitt G des
Gebuhrenverzeichnisses der Gebuhrenordnung fur Zahnarzte) sind nur beihilfefahig,
wenn

a) die behandelte Person bei Beginn der Behandlung das 18. Lebensjahr noch

nicht vollendet hat; dies gilt nicht bei schweren Kieferanomalien, die eine
kombinierte kieferchirurgische und kieferorthopédische Behandlung erfordern,
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b) vor Beginn der Behandlung ein Heil- und Kostenplan vorgelegt wird,

c) die Beihilfefestsetzungsstelle die Beihilfefahigkeit der Aufwendungen fur
kieferorthopadische Leistungen vor Beginn der Behandlung anerkannt hat.

Funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leistungen

Aufwendungen fur funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leistungen
(Abschnitt J des Geblhrenverzeichnisses der Gebihrenordnung fir Zahnérzte) sind
nur beihilfefahig, wenn eine der nachstehenden Indikationen vorliegt:

a) Kiefergelenk- und Muskelerkrankungen im Kieferbereich (Myoarthropathien)
grolReren Umfangs,

b) Zahnbetterkrankungen (Parodontopathien),

c¢) umfangreiche Gebisssanierung, d.h. wenn in jedem Kiefer mindestens die Halfte
der Zahne eines naturlichen Gebisses . sanierungsbedurftig ist und die richtige
Schlussbissstellung auf andere Weise nicht mehr feststellbar ist,

d) umfangreiche kieferorthopadische Malinahmen.

Dies gilt nur, wenn der erhobene Befund mit dem nach Nummer 800 des
Gebuhrenverzeichnisses'der Gebuhrenordnung flr Zahnarzte vorgeschriebenen
Formblatt belegt wird.

Implantologische Leistungen

Aufwendungen fur implantologische Leistungen einschlie3lich aller damit
verbundenen weiteren zahnarztlichen Leistungen sind nur bis zu zwei Implantaten
pro Kiefer beihilfefahig.

Aufwendungen flr mehr als zwei Implantate pro Kiefer, einschlie3lich vorhandener
Implantate, sind nur bei Einzelzahnliicken, wenn beide benachbarten Zahne intakt
und nicht Uberkronungsbeddrftig sind, oder mit besonderer Begrindung zur Fixierung
von Totalprothesen beihilfefahig; Aufwendungen fir mehr als vier Implantate pro
Kiefer, einschlie3lich vorhandener Implantate, sind von der Beihilfefahigkeit
ausgeschlossen.
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GrofRe Briicken und Verbindungselemente

Aufwendungen fur grof3e Briicken sind nur beihilfefahig, wenn durch

a) sie bis zu vier fehlende Zahne je Kiefer oder bis zu drei fehlende Zahne je
Seitenzahngebiet,

b) mehrere Einzelbriicken je Kiefer von bis zu vier fehlenden Zahnen, im
Seitenzahngebiet von bis zu drei fehlenden Zahnen, insgesamt mehr als vier
fehlende Zahne

ersetzt werden.

Bei Kombinationsversorgungen sind die Aufwendungen fur bis zu zwei

Verbindungselemente je Kiefer, bei einem Restzahnbestand von héchstens drei

Zahnen je Kiefer fur bis zu drei Verbindungselemente je Kiefer, beihilfefahig.

Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen fiir

a) Leistungen auf Grund einer Vereinbarung nach § 2 Absatz 3 der
Gebuhrenordnung fur Zahnarzte,

b) Glaskeramik einschlie3lich anfallender Nebenkosten (u.a. Charakterisierung).

Anlage 3

(zu 8 4 Abs. 1 Nr. 9 BremBV©)

Aufwendungen fur Hilfsmittel, Gerate zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie fur
Korperersatzstiicke

1.

Die notwendigen und angemessenen Aufwendungen fur die Anschaffung der
Hilfsmittel und Geréte zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind - ggf. im
Rahmen der Hochstbetrage - beihilfefahig, wenn sie vom Arzt schriftlich verordnet
und nachstehend aufgefuhrt sind:

Abduktionslagerungskeil

Absauggerat (z. B. bei Kehlkopferkrankung)
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Adaptionen fir diverse Gebrauchsgegenstande (z. B. bei Schwerstbehinderten
zur Erleichterung der Korperpflege und zur Nahrungsaufnahme, Universalhalter)

Alarmgeréat fur Epileptiker

Anatomische Brillenfassung

Anti-Varus-Schuh

Anus-praeter-Versorgungsartikel

Anzieh-/Ausziehhilfen

Aguamat

Armmanschette

Armtragegurt/-tuch

Arthrodesensitzkissen/-sitzkoffer (Nielsen)/-stuhl

Atomiseur (zur Medikamenten-Aufsprihung)

Aufrichteschlaufe

Auftriebshilfe (bei Schwerstbehinderten)

Augenbadewanne/-dusche/-spulglas/-flasche/-pinsel/ -pipette/ -stabchen

Augenschielklappe, auch als Folie

Badestrumpf

Badewannensitz (nur bei Schwerstbehinderung, Totalendoprothese, Huftgelenk-
Luxations-Gefahr, Polyarthritis)

Badewannenverkiirzer

Ballspritze
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Behinderten-Dreirad

Bestrahlungsmaske fur ambulante Strahlentherapie

Bettnasser-Weckgerat

Beugebandage

Billroth-Batist-Latzchen

Blasenfistelbandage

Blindenfihrhund (einschl. Geschirr, Hundeleine, Halsband, Maulkorb)

Blindenleitgerat (Ultraschallbrille, Ultraschall-Leitgerét)

Blindenschriftmaschine

Blindenstock/-langstock/-taststock

Blutlanzette

Blutzuckermessgerét

Bracelet

Bruchband

Closett-Matratze (im hauslichen Bereich bei dauernder Bettlagerigkeit und
bestehender Inkontinenz)

Communicator (bei dysarthrischen Sprachstérungen)
Dekubitus-Schutzmittel (z. B. Auf-/Unterlagen fur das Bett, Spezialmatratzen,
Keile, Kissen, Auf-/Unterlagen fur den Rollstuhl, Schitzer fur Ellenbogen,

Unterschenkel und Ful3e)

Delta-Gehrad
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Drehscheibe, Umsetzhilfen

Druckbeatmungsgerat

Duschsitz/-stuhl

Einlagen (orthopadische)

Einmal-Schutzhose bei Querschnittgelahmten

Ekzem-Manschette

Epicondylitisbandage/-spange mit Pelotten

Ergometer nach Herzinfarkt bei Notwendigkeit-einer.exakten Leistungskontrolle,
jedoch nicht Fahrradergometer

Erndhrungssonde

Fepo-Gerét (funktionelle elektronische Peronaeus-Prothese)

Fersenschutz (Kissen, Polster, Schale, Schoner)

Fingerling

Fingerschiene

Fixationshilfen

(Mini)Fonator

Gehgipsgalosche

Gehhilfen und -Ubungsgerate

Gerat zur Behandlung mit elektromagnetischen Wechselfeldern bei atropher
Pseudoarthrose, Endoprothesenlockerung, idiopathischer Hiuftnekrose und
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verzogerter Knochenbruchheilung (in Verbindung mit einer sachgerechten
chirurgischen Therapie)

Gerat zur Behandlung von muskularen Inaktivitatsatrophien

Gerat zur Elektrostimulationsbehandlung der idiopathischen Skoliose (Scolitron-
Gerat, Skolitrosegerat)

Gerat zur transkutanen Nervenstimulation (TNS-Gerat)
Gesichtsteilersatzstiicke (Ektoprothese, Epithese, Vorlege-Prothese)
Gipsbett, Liegeschale

Glasstabchen

Gummihose bei Blasen- oder/und Darminkontinenz

Gummistrimpfe

Halskrawatte, Hals-, Kopf-, Kinnstttze

Handgelenkriemen

Hebekissen

Heimdialysegerat

Helfende Hand, Scherenzange

Herz-Atmungs-Uberwachungsgerat (-monitor)

Herzschrittmacher einschl. Kontrollgerat und Zubehor

Horgerate (HdO, Taschengerate, Horbrillen, C.R.0O.S.-Gerate, Infrarot-
Kinnbtigel-Horer, drahtlose Horhilfe, Otoplastik; IdO-Gerate bis zur Hohe der

Kosten von HdO-Geréten)

Huftbandage (z. B. Hohmann-Bandage)
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Impulsvibrator
Infusionsbesteck bzw. -gerat und Zubehor

Inhalationsgerat (auch Sauerstoff) und Zubehor, jedoch nicht Luftbefeuchter,
-filter, -wéascher

Innenschuh, orthopadischer

Insulinapplikationshilfen und Zubehdr (Insulindosiergerat, -pumpe, -injektor)
Ipos-Redressions-Korrektur-Schithchen
Ipos-VorfulBentlastungsschuh

Kanulen und Zubehor

Katheter und Zubehor, auch Ballonkatheter

Klumpful3schiene

Klumphandschiene

Klyso

Knetmaterial fir Ubungszwecke bei cerebral-paretischen Kindern
Kniekappe/-bandage, Kreuzgelenkbandage
Kniepolster/Knierutscher bei Unterschenkelamputation

Knéchel- und Gelenkstitzen

Korperersatzstiucke einschl. Zubehor
Kompressionsstrimpfe/-strumpfhose

Koordinator nach Schielbehandlung

Seite 44 von 61



Kopfring mit Stab, Kopfschreiber

Kopfschutzer

Krabbler flr Spastiker

Krampfaderbinde

Krankenfahrstuhl mit Zubehor

Krankenstock

Kreuzstltzbandage

Kricke

Latextrichter bei Querschnittlahmung

Leibbinde, jedoch nicht: Nieren-, Flanell--und Warmeleibbinden
Lesegerate fur Blinde/Optacon, camputergesteuerte Lesegerate mit
Sprachausgabe als offene Systeme hinsichtlich behindertengerechter

Mehraufwendungen

Lesehilfen (Lesestander, Blattwendestab, Blattwendegerat, Blattlesegerét,
Auflagegestell)

Lichtsignalanlage fur Gehorlose und hochgradig Schwerhdrige Lifter
(Krankenlifter, Multilift, Bad-Helfer, Krankenheber, Badewannenlifter)
Lispelsonde

Mangoldsche Schnirbandage

Mafl3schuhe, orthopadische, die nicht serienmafdig herstellbar sind, soweit die
Aufwendungen 64,00 Euro Ubersteigen

Milchpumpe

Mundsperrer
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Mundstab/-greifstab

Narbenschitzer

Orthese, Orthoprothese, Korrekturschienen, Korsetts u. ., auch
Haltemanschetten usw.

Orthonyxie-Nagelkorrekturspange

Orthopéadische Zurichtungen an Konfektionsschuhen

Pavlikbandage

Penisklemme

Peronaeusschiene, Heidelberger Winkel

Periicken

Pflegebett in behindertengerechter Ausristung

Polarimeter

Quengelschiene

Reflektometer

Rektophor

Rollbrett

Rutschbrett

Schaumstoff-Therapie-Schuhe, soweit die Aufwendungen 64,00 Euro
ubersteigen

Schede-Rad

Schréagliegebrett
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Schutzbrille fur Blinde

Schutzhelm fur Behinderte
Schwellstromapparat
Segofix-Bandagensystem

Sitzkissen fur Oberschenkelamputierte
Sitzschale, wenn Sitzkorsett nicht ausreicht
Skolioseumkrimmungsbandage
Spastikerhilfen (Gymnastik-/Ubungsgerate)
Sphinkter-Stimulator

Sprachverstarker nach Kehlkopfresektion
SpreizfulBbandage
Spreizhose/-schale/-wagenaufsatz
Spritzen

Stehibungsgerat
Stomaversorgungsartikel, Sphinkter-Plastik
Strickleiter

Stubbies

Stumpfschuhhtille

Stumpfstrumpf

Suspensorium
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Symphysen-Gurtel
(Talocrur) Sprunggelenkmanschette nach Dr. Grisar
Teleskoprampe

Tinnitus-Masker, auch in Kombination mit Horgeraten Toilettenhilfen bei
Schwerbehinderten

Tracheostomaversorgungsartikel, auch Wasserschutzgeréat (Larchel)

Tragegurtsitz

Ubungsschiene

Urinale

Urostomie-Beutel

Vibrationstrainer bei Taubheit

Wasserfeste Gehhilfe

Wechseldruckgeréat

Wright-Peak-Flow-Meter

Zyklomat-Hormon-Pumpe und Set.
Mieten fur Hilfsmittel'und Gerate zur Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sind
beihilfefahig, soweit sie nicht héher als die entsprechenden Anschaffungskosten sind
und sich dadurch eine Anschaffung erubrigt.
Aufwendungen fUr den Ersatz eines unbrauchbar gewordenen Hilfsmittels oder
Gerates sind in der bisherigen Ausfiihrung auch ohne érztliche Verordnung

beihilfefahig, wenn die Ersatzbeschaffung innerhalb von sechs Monaten seit dem
Kauf erfolgt.
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10.

Aufwendungen fir Reparaturen der Hilfsmittel und Gerate sind stets ohne &rztliche
Verordnung beihilfefahig.

Die innerhalb eines Kalenderjahres tiber 100,00 Euro hinausgehenden
Aufwendungen fur Betrieb und Unterhaltung der Hilfsmittel und Geréte sind
beihilfefahig. Nicht beihilfefahig sind Aufwendungen fur Batterien fur Horgerate von
Personen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, und fur Pflege- und
Reinigungsmittel fur Kontaktlinsen.

Aufwendungen fur Bandagen, Einlagen und Hilfsmittel zur Kompressionstherapie sind
beihilfefahig.

Aufwendungen fur Horgeréate sind bis zu einem Hoéchstbetrag von 1050 Euro je Ohr
beihilfefahig. Mit diesem Betrag sind sdmtliche Nebenkosten bis auf die Kosten einer
medizinisch notwendigen Fernbedienung abgegolten.

Aufwendungen fir &rztlich verordnete Perlicken sind bis zum Betrag von 512,00 Euro
beihilfefahig, wenn ein krankhafter entstellender Haarausfall (z. B. Alopecia areata),
eine erhebliche Verunstaltung (z. B. infolge Schadelverletzung) oder ein totaler oder
weitgehender Haarausfall vorliegt. Die/Aufwendungen fir eine Zweitpericke sind nur
beihilfefahig, wenn eine Perticke voraussichtlich langer als ein Jahr getragen werden
muss. Die Aufwendungen fur die erneute Beschaffung einer Perticke sind nur
beihilfefahig, wenn seit der vorangegangenen Beschaffung mindestens vier Jahre
vergangen sind, oder wenn sich bei'Kindern vor Ablauf dieses Zeitraumes die
Kopfform geandert hat.

Aufwendungen fur Erektionshilfen sind nicht beihilfeféahig.
Zu den Hilfsmitteln gehéren nicht Gegenstande, die nicht notwendig und
angemessen, von geringem oder umstrittenem therapeutischen Nutzen oder

geringem Abgabepreis sind oder der allgemeinen Lebenshaltung unterliegen,
insbesondere:

Adimed-Stabil-Schuhe und vergleichbares Schuhwerk

Adju-Set/-Sano

Angorawasche
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Aqua-Therapie-Hose

Arbeitsplatte zum Rollstuhl

Augenheizkissen

Autofahrerriickenstiitze

Autokindersitz

Autokofferraumlifter

Autolifter

Badewannengleitschutz/-kopfstiitze/-matte

Bandagen (soweit nicht unter Nummer 1 aufgefihrt)

Basalthermometer

Basisrampe

Bauchgurt

Behindertenstuhl "eibe"

Berkemannsandalen

Bestrahlungsgerate/-lampen fir ambulante Strahlentherapie

Bett/-brett/-fullung/-lagerungskissen/-platte/-rost/-stitze

Bett-Tisch

Bidet

Bill-Wanne

Blinden-Schreibsystem
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Blinden-Uhr

Blutdruckmessgerat

Briickentisch

Corolle-Schuh

Dusche

Einkaufsnetz

Einmal-Handschuhe

Eisbeutel und -kompressen

Elektrische Schreibmaschine

Elektrische Zahnbirste

Elektrofahrzeuge (z. B. LARK, Graf Carello)

Elektro-Luftfilter

Elektronic-Muscle-Control (EMC 1000)

Elektronisches Notizbuch

ER- und Trinkhilfen

Expander

Farberkennungsgerat

Fieberthermometer

(Funk-)Lichtwecker

FuRgymnastik-Rolle, FuBwippe (WIP-Venentrainer)
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Ganter-Aktiv-Schuhe

(Mini)Garage fur Krankenfahrzeuge

Handschuhe (soweit nicht unter Nummer 1 aufgefiihrt)

Handtrainer

Hangeliege

Hantel (Federhantel)

Hausnotrufsystem

Hautschutzmittel

Heimtrainer

Heizdecke/-kissen

Hilfsgerate fur die Hausarbeit

Holzsandalen

Ho6hensonne

Horkissen

Horkragen Akusta-Coletta

Intraschallgerat "NOVAFON"

Inuma-Geréat (alpha, beta, gamma)

lonisierungsgerate (z. B. lonisator, Pollimed 100)

lonopront, Permox-Sauerstofferzeuger

Katapultsitz
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Katzenfell

Klingelleuchte (soweit nicht unter Nummer 1 erfasst)

KnickfuRstrumpf

Knoche Natur-Bruch-Slip

Kolorimeter

Kommunikationssystem

Kraftfahrzeug einschl. behindertengerechter Umristung

Krankenbett (Ausnahme: Pflegebett und Antidekubitusbett)

Krankenunterlagen

Kreislaufgerat "Schiele"

Lagerungskissen/-stiitze, aul3er Abduktionslagerungskeil

Language-Master

Linguaduc-Schreibmaschine

Luftpolsterschuhe

Luftreinigungsgerate

Magnetfolie

Monophonator

Munddusche

Nackenheizkissen

Nagelspange Link
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Oldispersionsapparat

Orthopadische Bade- und Turnschuhe
Prothesenschuh

Pulsfrequenzmesser
Rollstuhlzuggerat, auch handbetrieben
Rotlichtlampe

Ruckentrainer

Salbenpinsel

Sauerstoffgerate

Schlaftherapiegerat

Sicherheitsschuh, orthopadisch
Spezialsitze

Spirometer

Spranzbruchband

Sprossenwand

Sterilisator

Stimmubungssystem fur Kehlkopflose
Stockroller

Stockstander

Stutzstrimpfe
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Stufenbett

SUNTRONIC-System (AS 43)
Taktellgerat

Tamponapplikator

Tandem fur Behinderte
Telefonverstarker

Telefonhalter

Therapeutische Warmesegmente
Therapeutisches Bewegungsgerat
Transit-Rollstuhl

Treppenlift, Monolift, Plattformlift
Tunkers Butler

Ubungsmatte
Umweltkontrollgeréat
Urin-Prufgerat®Uromat
Venenkissen

Waage

Wandstandgerat

WC-Sitz

Zahnpflegemittel
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11.

12.

Zehenkorrektursandale

Zweirad fur Behinderte.
Uber die Beihilfefahigkeit der Aufwendungen fiir Hilfsmittel und Gerate zur
Selbstbehandlung und Selbstkontrolle, die weder in dieser Anlage aufgefuhrt noch
den aufgefuihrten Gegenstanden vergleichbar sind, entscheidet die

Beihilfefestsetzungsstelle im Einvernehmen mit dem Senator fir Finanzen.

Aufwendungen fur Sehhilfen sind wie folgt beihilfefahig:

12.1 Sehhilfen fur Kinder bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres sind beihilfefahig.

Voraussetzung fur die Beschaffung einer Sehhilfe ist die schriftliche Verordnung eines
Augenarztes. Bei der Ersatzbeschaffung genigt die Refraktionsbestimmung eines
Augenoptikers; die Aufwendungen hierfr sind bis zu 13,00 Euro je Sehhilfe
beihilfefahig.

12.2 Aufwendungen fur Brillen sind - einschlieBlich Handwerksleistung, jedoch ohne

Brillenfassung - bis zu folgenden Hochstbetragen beihilfefahig:

a) fur vergutete Glaser mit Glaserstarken, bis +/- 6 Dioptrien (dpt):

Einstarkenglaser: fur das sph. Glas 31,00 Euro
fur das cyl. Glas 41,00 Euro
Mehrstarkenglaser: fur das sph. Glas 72,00 Euro
fur das cyl. Glas 92,50 Euro

b) bei Glaserstarken tiber +/- 6 Dioptrien (dpt):

zuzuglich je Glas 21,00 Euro
c) Dreistufen- oder Multifokalglaser:

zuzuglich je Glas 21,00 Euro
d) Glaser mit prismatischer Wirkung:

zuzuglich je Glas 21,00 Euro.

12.3 Brillen mit besonderen Glasern
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Die Mehraufwendungen fur Brillen mit Kunststoff-, Leicht- und Lichtschutzglasern sind
bei folgenden Indikationen neben den Hochstbetragen der Nr. 12.2 im jeweils
genannten Umfang beihilfefahig:

12.3.1 Kunststoffglaser, Leichtglaser bis zu 21,00 Euro

(hochbrechende mineralische Glaser)
zuzuglich je Glas

a) Dbei Glaserstarken ab +/- 6 dpt,

b) bei Anisometropien ab 2 dpt,

c¢) unabhangig von der Glaserstarke
aa) bei Kindern bis zum 14. Lebensjahr,
bb) bei Patienten mit chronische Druckekzem der Nase, mit Fehlbildungen oder

Missbildungen des Gesichts, insbesoendereim Nasen- und Ohrenbereich,
wenn trotz optimaler Anpassung unter Verwendung von Silikatglasern ein
befriedigender Sitz der Brille_nicht gewahrleistet ist,
cc) bei Spastikern, Epileptikern und Eindugigen.
12.3.2 Getonte Glaser (Lichtschutzglaser), bis zu 11,00 Euro
phototrope Glaser
zuzuglich je Glas

a) Dbei umschriebenen Transparenzverlusten (Tribungen) im Bereich der
brechenden/Medien; die zu Lichtstreuungen fuhren (z. B. Hornhautnarben,
Glaskdrpertrubungen, Linsentribungen),

b) bei krankhaften, andauernden Pupillenerweiterungen sowie den Blendschutz
herabsetzenden Substanzverlusten der Iris (z. B. Iriskolobom, Aniridie,
traumatische Mydriasis, Iridodialyse),

c) Dbei chronisch-rezidivierenden Reizzustanden der vorderen und mittleren
Augenabschnitte, die medikamentés nicht behebbar sind (z. B.
Keratokonjunktivitis, Iritis, ZyKlitis),

d)
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g)

h)

)

k)

1)

bei entstellenden Veranderungen im Bereich der Lider und ihrer Umgebung (z.
B. Lidkolobom, Lagophthalmus, Narbenzug) und Behinderung der Tranenabfuhr,

bei Ziliarneuralgie,

bei blendungsbedingenden entztindlichen oder degenerativen Erkrankungen der
Netzhaut/Aderhaut oder der Sehnerven,

bei totaler Farbenblindheit,

bei Albinismus,

bei unertraglichen Blendungserscheinungen bei praktischer Blindheit,

bei intrakraniellen Erkrankungen, bei denen nach arztlicher Erfahrung eine
pathologische Blendungsempfindlichkeit besteht (z. B. Hirnverletzungen,
Hirntumoren),

bei Glasern ab + 10 dpt,

Im Rahmen einer Fotochemotherapie,

m) bei Aphakie als UV-Schutz der Netzhaut.

12.4 Kontaktlinsen

12.4.1 Mehraufwendungen fir Kontaktlinsen sind nur in medizinisch zwingend

erforderlichen Ausnahmefallen nach § 33 Abs. 3 Fiinftes Buch Sozialgesetzbuch
beihilfefahig.

12.4.2 Sofern ein Ausnahmefall nach Nummer 12.4.1 vorliegt, sind Aufwendungen fir

Kurzzeitlinsen bis zu 154,00 Euro (spharisch) und 230,00 Euro (torisch) im
Kalenderjahr beihilfefahig.

12.4.3 Liegt keine der Indikationen fiir Kontaktlinsen vor, sind nur die vergleichbaren

Kosten fiir Brillenglaser beihilfefahig.

12.4.4 Beihilfefahig sind ferner neben den Aufwendungen fur Kontaktlinsen - im Rahmen

der Nr. 12.2 und 12.3 - Aufwendungen fur
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a) eine Reservebrille oder

b) eine Nahbrille (bei eingesetzten Kontaktlinsen) sowie eine Reservebrille zum
Ersatz der Kontaktlinsen und eine Reservebrille zum Ausgleich des Sehfehlers
im Nahbereich bei Aphakie.

12.5 Missen Schulkinder wahrend des Schulsports eine Sportbrille tragen, sind

notwendige Aufwendungen - einschlie3lich Handwerksleistung - in folgendem
Umfang beihilfefahig:

a) fur Glaser im Rahmen der Hochstbetrdge nach den Nummer 12.2 und 12.3 (die
Voraussetzungen der Nummer 12.3.1 entfallen),

b) fir eine Brillenfassung bis zu 52,00 Euro.

12.6 Im Ubrigen sind Aufwendungen fiir die erneute Beschaffung von Sehhilfen nur

beihilfefahig, wenn bei gleichbleibender Sehschérfe seit dem Kauf der bisherigen
Sehhilfe drei Jahre - bei weichen Kontaktlinsen zwei Jahre - vergangen sind oder vor
Ablauf dieses Zeitraums die erneute Beschaffung der Sehhilfe notwendig ist, weil

a) sich die Refraktion (Brechkraft)'geandert hat,

b) die bisherige Sehhilfe verlorengegangen oder unbrauchbar geworden ist oder

c) sich die Kopfform geandert hat.

12.7 Aufwendungen fur

13.

a) Brillenversicherungen und

b) Etuis sind

nicht beihilfefahig.

Beihilfefahig sind ferner nach schriftlicher Verordnung eines Augenarztes Sehhilfen
nach Nummer 12 fur Beihilfeberechtigte und beriicksichtigungsfahige Angehdrige, die

unter folgenden Erkrankungen leiden:

a) Blindheit beider Augen (Diagnoseschlussel H 54.0) oder
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14.

b) Blindheit eines Auges und Sehschwéache des anderen Auges
(Diagnoseschlussel H 54.1) oder

c) gravierende Sehschwache beider Augen (Diagnoseschlissel H 54.2) oder

d) erhebliche Gesichtsfeldausfallen.

Die Aufwendungen fur Speziallinsen und Brillenglaser, die der Krankenbehandlung
bei Augenverletzungen oder Augenerkrankungen dienen (therapeutische Sehhilfen)
sind in den nach § 33 Abs. 1 Satz 3 Funftes Buch Sozialgesetzbuch genannten Fallen
beihilfefahig.

Lasst sich durch Verordnung einer Brille oder von Kontaktlinsen das Lesen normaler
Zeitungsschrift nicht erreichen, kdnnen Aufwendungen fur eine vergrol3ernde Sehhilfe
(Lupe, Leselupe, Leselineale, Fernrohrbrille, Fernrehrlupenbrille, elektronisches
Lesegerat, Prismenlupenbrille u. &.) als beihilfeféahig.anerkannt werden.

Aufwendungen fur Blindenhilfsmittel sowie.die erforderliche Unterweisung im
Gebrauch (Mobilitatstraining) sind in folgendem Umfang beihilfeféahig:

a) Anschaffungen zweier Langstocke sowie gegebenenfalls elektronischer
Blindenleitgerate nach arztlicher Verordnung,

b) Aufwendungen fir eine Ausbildung im Gebrauch des Langstockes sowie flir eine
Schulung in Orientierung und Mobilitat bis zu folgenden Hochstbetragen:

aa) Unterrichtsstunde @60 Minuten, einschliel3lich 15 Minuten 56,43 Euro
Vor- und Nachbereitung sowie der Erstellung von
Unterrichtsmaterial.bis zu 100 Stunden,

bb) Fahrzeitentschadigung je Zeitstunde, wobei jede 44,87 Euro
angefangene Stunde im 5-Minuten Takt anteilig berechnet

wird,

cc) Fahrtkostenerstattung fir Fahrten des Trainers je 0,30 Euro

gefahrenen Kilometer oder die niedrigsten Kosten eines

regelmanig verkehrenden Beférderungsmittels,

dd) Ersatz der notwendigen Aufwendungen fur Unterkunft und 26,00 Euro
Verpflegung des Trainers, soweit eine tagliche Rickkehr zum

Wohnort des Trainers nicht zumutbar ist.
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d)

Das Mobilitatstraining erfolgt grundsatzlich als Einzeltraining und kann sowohl
ambulant als auch in einer Spezialeinrichtung (stationér) durchgefihrt werden.

Werden an einem Tag mehrere Blinde unterrichtet, kdnnen die genannten
Aufwendungen des Trainers nur nach entsprechender Teilung bertcksichtigt
werden.

Aufwendungen fir ein erforderliches Nachtraining (z. B. bei Wegfall eines noch
vorhandenen Sehrestes, Wechsel des Wohnortes) entsprechend Buchstabe b.

Aufwendungen eines erganzenden Trainings an Blindenleitgeraten konnen in
der Regel bis zu 30 Stunden gegebenenfalls einschlief3lich der Kosten fur
Unterkunft und Verpflegung sowie notwendiger Fahrkosten des Trainers in
entsprechendem Umfang anerkannt werden. Die Anerkennung weiterer Stunden
ist bei entsprechender Bescheinigung der Notwendigkeit moglich.

Die entstandenen Aufwendungen sind durch eine Rechnung einer
Blindenorganisation nachzuweisen. Ersatzweise kann auch eine unmittelbare
Abrechnung durch den Mobilitatstrainer akzeptiert werden, falls dieser zur
Rechnungsstellung gegentber den gesetzlichen Krankenkassen berechtigt ist. Sofern
Umsatzsteuerpflicht besteht (es ist ein Nachweis des Finanzamtes vorzulegen),
erhdhen sich die beihilfefahigen Aufwendungen um die jeweils giltige Umsatzsteuer.

Seite 61 von 61



	Verordnung über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen (Bremische Beihilfeverordnung - BremBVO)
	Bremische Beihilfeverordnung
	Fußnoten
	§ 1 Geltungsbereich, Zweckbestimmung und Rechtsnatur
	§ 1a Beihilfeberechtigte Personen
	§ 2 Beihilfefälle
	§ 3 Begriff der beihilfefähigen Aufwendungen
	§ 4 Beihilfefähige Aufwendungen in Krankheitsfällen
	§ 4a Beihilfefähige Aufwendungen bei dauernder Pflegebedürftigkeit
	§ 4b Beihilfefähige Aufwendungen bei Versorgung in Hospizen
	§ 5 Beihilfefähige Aufwendungen bei Sanatoriumsaufenthalten
	§ 6 Beihilfefähige Aufwendungen bei Heilkuren
	§ 7 Beihilfefähige Aufwendungen bei zahnärztlichen Leistungen
	§ 8 Beihilfefähige Aufwendungen bei Vorsorgemaßnahmen
	§ 8a Beihilfefähige Aufwendungen der Empfängnisregelung, bei Schwangerschaftsabbruch und bei Sterilisation
	§ 9 Beihilfefähige Aufwendungen in Geburtsfällen
	§ 10 Beihilfefähige Aufwendungen bei Behandlung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
	§ 11 Beihilfe beim Tode des Beihilfeberechtigten
	§ 12 Bemessung der Beihilfe
	§ 12a Eigenbehalt
	§ 12b Begrenzung der Beihilfen
	§ 13 Verfahren und Datenschutz
	§ 14 Verwaltungsvorschriften und Durchführungsbestimmungen
	§ 15 In-Kraft-Treten
	Anlage 1 
	Anlage 2 
	Anlage 3 



